
184 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XI. GP. 

Bericht 
des Unterrichtsausschusses 

über die Regierungsvorlage (22 der Beilagen): 
Bundesgesetz über die Studien an den wissen­
schaftlichen Hochschulen (Allgemeines Hoch-

schul-Studiengesetz) 

Der vorliegende Ges·etzentwurf i!nthält die 
Grundsätze, die für die Gestaltung der Studien 
und Prüfungen an . wiss·ensch,aftlichen Hodl­
schulen richtungweisend sein sollen, und jene 
Bestimmungeri, die für alle Hochschulen. und 
Studienrichtungen in gLeicher Weise gelten sollen. 

Der Unterrichtsausschuß hat in seiner Sitzung 
am 2. Juni 1966 zur Vor.beratung der im Ein­

-gang bezeichneten Regierungsvorlage einen Un­
terausschuß eingesetzt. Dem Unterausschuß ge­

Zu § 3: 

Neugestaltet wurde die Aufzählung der Ge­
genstände, deren Regelung besonderen Studien­
gesetzen vorbehalten bleiben soll. Insbesondere 
wurde klargest,ellt, daß diese besonder,en Studien­
gesetze Bestimmungen über die Dauer der Di­
plomstudien sowie über die Pflichtfächer (Prii­
fungsfächer) enthalten werden. Die Dauer der 
Doktoratstudien wurde im § 14 Abs. 7 mit zwei 
bis vier Semestern begrenzt. Die Neugruppierung 
des § 3 ergab auch die Notwendigkeit, 'ent­
sprechende Änderungen in den §§ 14 und 15 vor­
zunehmen. Ein Hinweis auf das Begutachtungs­
recht des Akademischen Rates (§ 69 Hochschul­
organisationsgesetz) wurde in § 3 Abs. 4 aufge-hörten von der österreichischen Volkspartei die 

Abgeordneten Dipl.-Ing. Dr. Johanna B.a y e r, nommen. 
Dr. G r u b e r, Ha r wal i k (Vorsitzend·er) und 
Dipl.-Ing. Dr. Lei t n er, von der Sozialistischen Zu § 4 Abs. 3: 
Partei österreichs die Abgeordneten Dr. B rod a, Die Regierungsvorlage wurde dahin ergänzt, 
Dr. Hertha F i r n b erg, Dr. K 1 ein e r und I daß ausnahmsweise die Immatrikulationswerber, 
Dr. Stella K lei n - L ö w sowie von der Frei- die auf Grund strafgesetzlicher Bestimmungen 
heitlidlen. Pa~tei österreichs der Abgeordnete von der Erwerbung eines aka,demischen Grades 
Dr. Sc:r 1 n z 1 an. ausg,eschlossen sind, zugelassen werden können, 

Der erwähnte Unterausschuß hat in insgesamt wenn aus dem gesamten bisherigen Verhalten des 
neun vielstündigen Sitzungen, denen wiederholt Bewerbers die Aufnahmewürdigkeit erkennbar 
Experten beigezogen wurden, die Regierungsvor- ist. 
lage einer inrensiven Beratung unterzogen. Ab-
geordneter Dr. Lei t n er hat dem Unterrichts- Zu § 5 Abs. 2 lit. b: 
ausschuß am 12. Juli 1966 über das Ergebnis der 
Beratungen des Unterausschusses Bericht er- Der Ausschuß hat die ,Ersetzung der Worte 
stattet. Der Unterrichtsausschuß hat den Bericht "der gleichen Fachrichtung" durch die Worte "des 
des Unter.ausschus·ses entgegengenommen und die gleichen Faches" vo~genommen und damit die 
Regierungsvorla.ge mit den vom Unterausschuß im Gesetz vorges,ehene Lernfreiheit der Studen-

.vol'geschlagenen Abänderungen beraten. ten noch besonders unterstrichen. 
Zu den wesentlichsten Abänderungen der Re­

gierungsvorlage ist folgendes zu bemerken: 

Zu § 1 Abs. 2 lit. c: 

Als ein Ziel der Hochschulstudien wurde in der 
Regierungsvorlage die Erwerbung erhöh,ter Ver­
,antwortlichkeit gegenüber der menschlichen Ge­
'sellschaft herausgestellt. Der Ausschuß war der 
Meinung, daß an dieser Stelle auch ein Hinw~is 
auf die Gebote der Toleranz und die ver.mt­
wortlichkeit g,egenüber der Republik österreich 
eingefügt werden soll. 

Zu § 5 Abs. 2 lit. cl: 

Die Frist zur Ablegung von Kolloquien wurde 
um ein weiteres Semester verlängert. 

Zu § 5 Abs. '4: 

Die inder Regierungsvorlage enthaltene Ver­
pflichtung zum Besuch der Lehrveranstaltungen 
wurde gesvridl,en, zumal eine Sa-nktion nicht ge-

. . \ 

geben war. Der Ausschuß w.ar der Meinung, -daß 
ein Hinweis auf die Pflicht der Studierenden, 
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2 184 der Beilagen 

sich mit Gewissenhaftigkeit den Studienzielen zu 
widmen, besser am Platze wäre und den tatsäch­
lichen Gegebenheiten des Studienbetriebes an den 
Hochschulen entspricht. 

Zu § 6 Abs. 1 lit. e: 

Notwendig erschien es dem Ausschuß, di~ Art 
des bei der Immatrikulation vorzulegenden Gc­
sundheitszeugnisses näher zu umschreiben.. In 
erster Linie ist an die Untersuchung durch eine!1 
Studenten:l'rzt gedacht, jedoch sind auch andere 
qualifizierte Gesundheitsz,eugnisse, in deren Be­
sitz der Immatrikulationswerber sch·on sein mag, 
zugelassen. Hiedurch soll eine bessere Gewähr 
für das Erkennen ansteckungsgefährlicher Krank­
heiten unter den Studierenden geschaffen werden. 
Die Prüfung, ob de'r Gesundheitszustand des Auf­
nahmewerbers eine Gefährdung s·einer Umge­
bung darstellt, wird in jedem Fall der akade­
mischen Behörde obliegen. Die Zulassung wird in 
Fällen des V orliegens von Krankheiten, die im 
Gesundheitszeugnis vermerkt sind, erfolgen 
können, wenn nach Auffassung der akademischen 
Behörde im Einzelfall keine Gefährdung der Um­
gebung anzunehmen ist. 

Zu § 6 Abs. 3: 

Der Ausschuß na.hm eine Klarstellung vor, daß 
die gleichzeitige Absolvierungmehrerer ordent­
licher Studien auch a.n verschiedenen Hochschulen 
nach Maßgabe des § 10 Abs. 1 zulässig ist. 

Zu § 6 Abs. 5 lit. b: 

Die F!l"ist für die amtswegige Exmatrikulation 
eines Studierenden, der mit seinen Prüfungen 
unverhälmismäßig lange in Verzug geraten ist, 
wurde von dem Zweifachen auf das Dre~ache 
der normalen Studienzeit erhöht. Diese Bestim­
mung soll erst mit dem Inkrafttreten de,r Stu­
dienreform für die einzelnen Studienrichtungen 
auf die sooann neueintretenden Studierenden be­
ziehungsweise auf diejenigen Studierenden, die 
sich freiwillig den neuen Vorschriften unterwer­
f'en, angewendet werden. Die Bestimmung des 
§ 45 Abs. 4, die die Anwendung auf alle Studie­
renden schon vor Erlassung der besonderen S1)U­
diengesetze (mit gewissen Modifikationen) vor­
sah, wurde gestrichen. Betont wird, daß auch der 
exmatrikulierte Studierende das Recht behält, die 
versäumte Prüfung nachzuholen, und sodann 
w~eder Anspruch auf Immatrikulation erwirbt. 
Es soll jedoch in Zukunft ausgeschlossen werden, 
daß durch ein Scheinstudium verschiedene Vor­
teile erlangt werden. 

Zu § 10 Abs. 1: 

Ober die Bestimmungen der' Regierungsvor­
lage hinaus soll die Kollision von Lehryeranstal­
tungendann bewilligt werden, wenn sie auf 
Grund der Studienpläne unvermeidbar ist, und 

auß,erdem, wenn eine Beeinträchtigung des Stu­
dicnzieles nicht befürchtet werden muß. 

Zu § 10 Abs. 4: 

Wenn Studierende bei der Inskription einer 
Lehrveranstaltung wegen Platzmangel zurü<kge­
stellt werden müssen, so soUen sie im nächsten 
Semester jedenfalls berü<ksichtigt werden. 

Zu § 10 Abs. 5: 

Die in der. Regierunl}"vorlage vorgesehene 
fakultative Vidierung durch persönliche Unter~ 
schrift des Hochschullehrers soll in modifizierter 
Form beibehalten werden. Die Einführung bedarf 
für jede Lehrver,anstaltung eines besonderen Be­
schlusses des Professorenkollegiums und ist nur 
aus pädagogisch.en Gründen zulä·ssig. Die Beibe­
haltung der "Testatpflicht" in dieser Form er­
scheint sinnvoll und mag zur Vertiefung des Kon­
taktes zwischen L,ehrenden und Lernenden bei­
tragen. Dagegen ist eine allgemeine Vidierungs­
pflicht bei Massenvorlesungen nicht zweckmäßig. 

Zu § 12 Abs. 3: 

Der Ausschuß nahm eine Neugliederun,g der 
an den Hochschulen durchzuführenden statisti­
schen Erhebungen vor und verschä'rfte die GeJ 
heimhaltungspflicht der mit 'der Durchführung 
dieser statistischen Erhebung betrauten Organe. 
Im übrigen w~rd auf die Bestimmungen des Bun..: 
desstatistikgesetzes verwies·en. 

Zu §15: 

Di,e neue Fassung ergibt sich aus der neuen 
Fassung des § 3. 

Der Ausschuß hat für § 15 Abs. 1 die Fassung 
gewählt "das Bundesministerium für Unterricht 
hat auf Grund der hesonderen Studiengesetze in 
Verbindung mit den Bestimmungen dieses Bun­
desgesetzes für jede Studienrichtung eine Studien­
ordnung zu erlassen ... ". Damit wurde zum Aus­
druck gebracht, daß die Studienordnung sich so­
wohl auf da's besondere Studiengesetz als auch 
auf das Allgemeine Hochschulstudiengesetz grun­
det, wobei das besondere Studiengesetz als die 
lex specialis gilt. 

In allen jenen Gegenständen, in welchen das 
besondere Studiengesetz keine eigene Aussage 
enthält, ist die Studienordnung d'i'rekt vom All­
gemeinen Hochschulstudiengesetz als der Ge­
neralnorm abzuleiten. 

Zu § 16 Abs. 7: 

Bei den Praktika wurden die Gerichtsbehörden 
als besonders wichtige Praxismöglichkeiten aus­
drücklich erwähnt. 

Zu § 17 Abs. 5: 

Eingefügt wurde, daß der österreichischen 
Hochschülerschaft zu'r Begutachtung einesStu-
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184 der Beilagen 3 

dienpIanes eme angemessene Frist einzuräumen Prüfung wurde festges-etzt. Das vorgeschlagene 
ist. Ausmaß von zwei Wochen bis dr-ei Monaten 

Zu § 18 Abs. 6: 

Hervorgehoben wurde, daß Lehrveranstalt'Ull­
gen im Rahmen von Hochschulkursen und Hoch­
schullehrgängen mit Rück'sicht auf be,rufsiätige 
Teilnehmer nach Möglichkeit in den Abendstun­
den anzusetzen sind. Es ~ei bemerkt, daß schon 
jetzt mehrere Hochschulen eine Reihe von Lehr­
veranstaltungen im Rahmen der ordentlichen 
Studien ,auch in den Abendstunden abhalten. 

Zu §20: 

Die Einrechnung von Semesiern in die vorge­
schriebene Studiendauer soll, auch wenn die vor­
gesehene Mindeststundenzahl nicht ,erreicht 
w'Urde, möglich sein, wenn de,r Studierende 
wegen Platzmangel nicht oder nicht rechtzeitig 
eine vorgeschriebene Lehrveranstaltung besuchen 
konnte. Sinngemäß soll dies auch für allenfalls 
außerhalb der Hochschule zu absolvierende Pr'ak­
tika gelten. 

Zu § 21 Abs. 3: 

Die Vorschrift, wonach das einer Diplomprü­
fung oder einem Rigorosum oder der Ein­
reichung einer Diplomarbeit. oder Dissertation 
vorangehende Semester an der betreff,enden 
Hochschule Zlurückgelegt werden muß, soll dann 
nicht gelten, wenn der Studierende dem Betreuer 
seiner Diplomarbeit oder Dissertation an eine an­
dere Hochschule folgt. 

Zu § 23: 

Ein neuer Absatz 3 bezeichnet die Arten der 
Prüfungen nach ihrer DurchführuIlJg (Einzel­
prüfungen, Gesamtprüfungen). 

Zu § 24 Abs. 3: 

De'r Ausschuß war der Meinung, daß Gesamt­
prüfungen, wie Diplomprüfungen und Rigorosen, 
nicht, wie dies die Regierungsvorlage vorsah, 
grundsätzlich in der Form von Einzelprüfungen 
abzuhalten sind. Der Ausschuß war vielmehr der 
Meinung, d'aß. für solche Prüfungen die kom­
missionelle Ahhaltung vorzuziehen sei, da sie 
eine gerechte Beurteilung in einem höheren 
Maße sicherstellt, als eine Einzelprüfung. Der 
Ausschuß war allerdings im Sinne der Regierungs­
vorlage der Meinung, daß vel'lSchiedene Formen 
der Abhaltung von. Prüfungen grundsätzlich zu­
lässig sein sollen. Der neu gestaltete § 3 ordnet 
al1!, daß die Art der Abnahme der Prüfungen in 
den besonderen Studiengesetzen gesondert gere­
gelt wird. 

Zu § 24 Abs. 5: 

nimmt sowohl auf e~ne allenfalls notwendige, 
besondere Prüfungsvorbereitung des Studenten, 
als auch auf den für die Korrektur schriftlicher 
Arbeiten notwendigen Zeitraum Rücksicht. 

Zu § 24 Abs. 6: 

Es wurde generell ausgesprochen, daß alle 
Prüfungen öffentlich sind. 

Zu § 25 Abs. 1: 

Der Ausschuß war der Meinung, daß es sich bei 
der Diplomarbeit keineswegs in aUen Fällen um 
eine größere schriftliche Arbeit handeln wird. Es 
kommen vielmehr auch konstruktive, experimen­
telle 'Und -graphische Arbeiten in Betracht. Der 
Ausdruck "wissenschaftliche" Arbeit el'lSchien da­
her nicht am PLatz-e, da er nur auf eine schrift­
liche Arbeit hinweist. Die Diplomarbeit wird 
sich selbstv-erständlich in allen ihren Formen 
wissenschaftlicher Methoden zu bedienen' haben, 
aber der Ausrichtung der Diplomstudien hinsicht­
lich der Berufsvorbildung entsprechend die 
Lösung praktischer Aufgaben zum Ziele haben. 

Zu § 25 Abs. 2: 

Auch der . vom Ausschuß beschloss,ene Text 
hält daran fest, daß für die Erwerbung des Dok­
torates eine Dissertation zu fordern ist. Es wird 
jedoch im Rahmen des besonderen Studienge­
setzes für das Studium der Medizin noch ein­
gehend zu prüfen sein, üb diese Forderung für 
diese Studienrichtung, die eine abweichende 
Struktur aufweist, aufrechterhalten werden 
kann, oder ob an die Stelle der Dissertation eine 
andere Anforderung an die künftigen Düktoren 
der Medizin zu stellen sein wird. In den beson­
deren Studiengesetzen können abweichende Re­
gelungen festgesetzt werden, ohne daß dies im 
vorliegenden Gesetzentwurf eines Allgemeinen 
Hochschulstudiengesetzes ausdrücklich bestimmt 
werden müßte. 

Zu § 26 Abs. 4: 

Dem Ausschuß erschien es nicht möglich, die 
Ausübung eines Lehrauftrages in allen Fällen zu 
einer B,edingung für die F'unktion eines Prüfungs~ 
kommisrsärs bei Diplomprüfungen zu statuieren. 
Der Ausschuß war vielmehr der Meinung,daß 
eine solche Empfehlung vorzuziehen sei und ge­
nügCin müßte. Es sei auch auf die Bestimmung 
des § 16 Abs. 9 verwiesen, wonach Prüfulligs­
kommissäre, die nicht Hochschullehl1er sind, be­
vorzugt Lehraufträge für übungen und Prak­
tika erhalten sollen. 

Zu § 26 Abs. 5: 

Ein Mindest- und ein Höchstzeitraum zwischen DCir Ausschuß hielt es für notwendig, Bestim-
dem schriftlichen und mündlichen Teil einer mungen aufzunehmen, die es ermöglichen, bei 
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4 184 der Beilagen 

Prüfern, die nicht Hochschulprofessoren sind, 
die DisziplinaäVorschriften, welche für Hoch­
schulprofessol'en gelten, sinngemäß anzuwenden. 

Zu § 29 Abs. 2: 

Dem Ausschuß erschien es wünschenswert, den 
Kalkül "mit Auszeichnung bestanden" beizube~ 
halten. Er w:itr außerdem der Meinung, daß die 
vorgeschlagene fünfstufige Notenskala zwar für 
die Beurteilung der Leistungen in den einzelnen 
Prüfungsfächern durchaus geeignet ist, meinte 
aber, daß als Gesamtnote einer aus mehreren 
Fächern bestehenden Rrüfung die Kalküle "nicht 
besta.nden"; "bestanden" und "mit Auszeichnung 
bestanden" vorzuziehen sind. 

Zu § 30 Abs. 1: 

Die Regierungsvorlage sah für alle Prüfungen 
nur eine zweimalilge Wiederholung vor. Der Aus­
schuß war der Meinung, daß für Einzelprüfungen 
auf G["und der bisherigen praktischen Erfahrung 
generell eine dreimalig,e Wiedel'holung zuzu­
lassen wäre. In Ausnahmefällen sollte auch eine 
weitere Wiederholung, allerdings nur bei V or­
liegen besonderer Gründe, durch Beschluß der zu­
ständigen akademischen Behörde und als letzte 
mögliche Wiederholung durch Bewilligung des 
Bundesministeriums für Unterricht eingeräumt 
~~~ . 

Zu § 30 Abs. 7: 

Im Gegensatz zur Regierungsvorlage hat der 
Ausschuß die einmali.ge Wiederholung einer be­
standenen Prüfung zwe<ks Verbesserung der 
No~e gestattet. 

Zu § 33 Abs. 1: 

Dem Ausschuß schien es zweckmäßig, statt des 
Wortes "festzustellen" das Wort "zu .beurkun­
den" zu verwenden. Eine Abänderung der Fas­
sung des § 43 Abs. 4 nahm der Ausschuß nach 
eingehender Beratung nicht vor. § 43 Abs. 4 ent­
spricht daher dem Wortlaut der Regierungsvor-
lage. . 

Zu § 34 Abs. 3: 

Zu § 37: 

Der Ausschuß hat sich für die Streichung der 
Bestimmung des § 37 Abs. 2 lit. b der Regie­
rungsvodage entschieden, da es nicht angängig 
erscheint, einen Widerruf eines verliehenen aka­
demischen Grades vorzusehen, wenn derjenige, 
dem der akademische Grad verliehen wurde, die­
sen nicht erschlichen hat. Eine solche Bestimmung 
erschien dem Ausschuß auch in Widerspruch zu 
§ 68 A VG. zu stehen. 

Zu § 38: 

Der Ausschuß war der Meinung, daß keine Ver­
pflichtung zur Führung eines' akademischen Gra­
des kOlliStituiert werden sollte. Er möchte viel­
mehr im' Führen des akademischen Grades ein 
Recht sehen, von dem der Tr~ger nach semem 
Belieben Gebrauch machen ka'nn. 

Zu § 45: 

Den Er.gebnissen der AusSchußberatungen ent­
sprechend und unter Berücksichtigung der zahl­
reimen Abänderungen der Regierungsvorlage, die 
der Ausschuß vorgenommen hat, wurden die 
Obergangsbestimmu.ngen neugegli.edert und teil­
weise ergänzt. 

Zu § 45 Abs. 6: 

Der Ausschuß tritt dafür ein, die Anwendung 
des § 29 auf Studierende, die ihr Studium vor 
I'nkrafttreten des besonderen Studiengesetzes für 
ihre Studienrichtung oogonnelJ. haben~ nicht zu 
verfügen. Für solche Studierende solLen vielmehr 
die derzeit geltenden Studienvorschrihen unbe:' 
dingt weitergelten, darunter auch die Vorschrif­
ten über die Benotung und über die Wieder­
holung nicht bestandener Prüfungen. 

Der Unterrichtsausschuß hat ,die Regierungs­
vorlage in seiner Sitzung am 12. Juli 1966 in 
Verhandlung gezogen. 

Nach einer Debatte, in der außer dem Bericht~ 
erstatter die Abgeordneten Z a n k 1, Dr. Ku m­
mer, Dr. Stella KI,ein-Löw, Dr. Scrinzi, 
Dr. He·rtha F i r n be r g und K ,u I h a n e k so­
wie der Ausschußobmann und der Bundesmini­
ster für Unterricht Dr. Pi f f 1- Per c e vi c das 
Wort ergriffen, wurde der Gesetzentwurf in der 
beigedruckten Fassung mit Stimmenein:helligkeit 

Die Bestimmung, daß die V er1eih ung des aka- angenommen. 
demischen Grades unzulässig ist, wenn der Kan- Der Unterrichtsausschuß stellt somit den An­
didat entmündigt ist, wurde gestrichen. Nach t rag, der Nationalr.at wolle dem an g e­
Meinung des Ausschusses wären allenfalls ein- sc h los sen ,e n Ge set zen t w u r f die ver­
schlägige Bestimmungen in die Entmündigungs- fassungsmäßige Zustimmung erteilen. 
ordnung, aber nicht in die Hochschulstudienge-I 
setze aufzunehmen. . Wien, am 12. Juli 1966 

Dipl.-Ing. Dr. Leitner 
Berichterstatter 

Harwalik 
Obmann' 

./ 
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"/. 

Bundesgesetz vom über 
die Studien an den wissenschaftlichen Hoch­
schulen (Allgemeines Hochschul-Studien­

gesetz) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

I. ABSCHNITT 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 1. Grundsätze und Ziele 

(1) Die leitenden Grundsätze für die Gestal­
tung der Studien an den wissenschaftlichen Hoch­
schulen (§ 6 des Hochschul-Organisationsgesetzes, 
BGBl. Nr. 154/1955 in der jeweils geltenden 
Fassung), im folgenden kurz als "Hochschulen" 
bezeichnet, sind: 

a) die Freiheit der Wissenschaft und ihrer 
, Lehre (Artikel 17 Staats grundgesetz, 

RGBl. Nr. 142/1867, über die allgemeinen 
Rechte der Staatsbürger); . 

b) die Verbindung von Forschung und Lehre; 

c) die Offenheit für die Vielfalt wissenschaft­
licher Lehrmeinungen und wissenschaft­
licher Methoden (§ 2 Abs. 3 und § 16 
Abs. 3); 

d) die Lernfreiheit (§ 5); 

e) das Zusammenwirken der Lehrenden und 
Lernenden; \ 

,f) die Autonomie der HochsdlUlen nach Maß­
gabe der gesetzlichen Vorschriften. 

(2) Die Studien an den Hochschulen haben 
folgenden Zielen zu dienen:. 

a) der Entwicklung der Wissenschaften und 
der Heranbildung des wissenschaftlichen 
Nachiwuchses : 
die Studien dienen über' eine wissenschaft­
liche Berufsvorbildung hinaus dem Erwerb 
der Fähigkeit, durch selbständige Forschung 
zur Bereidrerung der Wissenschaft beizu­
tragen; 

b) der wissenschaftlichen Berufsvorbildung: 
die Studien haben die Grundlagen des Be­
ruf,es in der Weise zu vermitteln, daß die 
Studierenden zu den Ergebnissen der Wis­
senschaft und den Aufgaben ihrer For­
schung, ihren Quellen und Zusammen­
hängen geführt, in den Methoden der Ge­
winnung wissenschaftlicher Erkenntnis und 
deren Anwendung geschult und auf die 
Notwendigkeit. wissenschaftlicher Weiter­
bildung hingewiesen werden. Die Studie­
renden sollen befähigt werden, in kriti­
schem Denken und selbständigem Handeln 
ihre künftigen beruflichen Aufgaben in 
stetem Zusammenhang mit den Fortschrit­
ten der Wissenschaft zu erfüllen; 

c) der Bildung durch Wissenschaft: 
die Studierbnden sollen jene Haltung 
erwerben, die in sachlicher Einstellung, 
klarer Urteilsfähigkeit, intellektueller Red­
lichkeit und ToJeranz sowie erhöhter Ver­
antwortlichkeit gegenüber der demokra­
tischen Republik österreich und der 
menschlichen Gesellschlaft zum Ausdruck 
kommt. Sie sollen ferner die Bedeutung 
ihres Faches im Ganzen der Wissenschaft 
und die Bedeutung der Wissenschaft 1m 
Ganzen der Kultur begreifen lernen; 

d) der Weiterbildung der Absolventen der 
Hochschulen entsprechend den Fortsdlritten 
der Wissenschaft (§ 18 Abs. 4 und 5). 

§ 2. Rechte und Pflichten der 
An geh ö r i gen des L ,e hr k ö r per s 

(1) Die Angehörigen des Lehrkörpers sind im 
Rahmen ihrer Lehrbefugnis oder ihres Lehrauf­
trages bei der inhaltlichen und methodis'chen 
Gestaltung ihrer Lehrveranstaltungen frei (§§ 9 
und 60 des Hochschul-Organisationsgesetzes). Im 
Rahmen der festgesetzten Lehrverpflichtungen 
oder Lehraufträge haben sie auf Grund der 
Studienpläne (§ 17) ihre Lehrveranstaltungen 
(§ 16) so einzurichten und den Lehrstoff so zu 

2 
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6 t 84 der Beilagen 

bemessen, daß die Studierenden innerhalb der 
vorgesehenen Studiendauer (§ 3 Abs. 1 lit. c 
und § 14 Abs. 5 und 7) ihre ordentlichen Stu­
dien abzuschließen vermögen. 

(2) Die Inhaber der Lehrkanzeln (§ 58 Hoch­
schul-Organisationsgesetz) sowie die Vorstände 
der Institute und Kliniken (§ 59 Hochschul-, 
Organisationsgesetz) haben dafür zu sorgen, daß 
die von ihnen geleiteten Lehr- und Forschungs­
einrichtungen in zweckmäßiger Weise den im 
§ 1 genannten Grundsätzen und Zielen ent­
sprechen. 

(3) Die Professor,enkollegien haben im Rahmen 
ihres autonomen Wirkungsbereiches (§ 26 Abs. 2, 
§ 38 Abs. 1, § 44 Abs. 2, § 52 Abs. 2 Hochschul­
Organisationsgesetz) vorzusorgen, daß die Viel­
falt der wissenschaftlichen Lehrmeinungen und 
der wissenschaftlichen. Methoden berücksichtigt 
wird. 

(4) Bei Festsetzung der Studienordnungen (§ 3 
Abs. 2 und § 15), der Studienpläne (§ 3 Abs. 2 
und § 17) und des Ausmaßes der Lehrverpflich­
rungen ist auf die Sicherung der Forschungs­
tätigkeit der Angehörigen des Lehrkörpers Be­
dacht zu nehmen. Verursacht die Durchführung 
der Studienordnungen und Studienpläne eine 
unzumutbare Belastung der Angehörigen des 
Lehrkörpers bei der Erfüllung ihrer Dienstpflich­
ten, wird insbesondere ihre Forschungstätigkeit 
und ihr,e Lehrtätigkeit behindert, so hat die zu­
ständige akademische Behörde' in ihrem Wir­
kungsbereich (§ 2 Hochschul-Organisationsgesetz) 
die für die Sicherung des ordnungsgemäßen For­
schungs- und Studienbetriebes erforderlimen 
Maßnahmen zu treffen und die darüber hinaus 
notwendigen Anträge zu stellen. Das Bundes­
ministerium für Unterricht hat die zur Gewähr­
leistung dieser Sicherung erforderlichen personel­
len, finanziellen und allenfalls organisatorismen 
Maßnahmen vorzusehen und die entsprechenden 
legislativen Maßnahmen vorzubereiten. 

§ 3. G e s tal tun g cl e r S t u die n v 0 r­
schriften 

(1) In Verbindung mit den in diesem Bundes­
gesetz enthaltenen allgemeinen, für alle Studien 
in gleicher Weise geltenden Vorsmriften bleibt 
die grundsätzliche Regelung der folgenden An­
gelegenheiten den besonderen Studiengesetzen 
für die einzelnen Gebiete der Wissenschaften 
(Studien richtungen ) vorbehalten: 

a) die Bezeichnung der jeweiligen Studien-
richtung; 

b) .die Zahl der Studienabschnitt~ (§ 14); 

c) die Dauer der Diplomstudien (§ 14 Abs. 5); 

d) die Umsch:reibung der Studienziele der 
einzelnen Studienabschnitte und die Auf­
zählung der Pflichtfämer (Prüfungsfämer) 
der Diplomprüfungen und der Rigorosen 
(§§ 15 Abs. 4, 23, 24); 

e) die Art der Diplomarbeiten (§ 25 Abs. 1); 

f) die Anzahl und die Bezeichnung der 
Diplomprüfungen und Rigorosen (§ 23); 

g) die Durchführung der Prüfungen (§ 24 
Abs. 3, 4 und 6); 

h) die Benennung der akademismen Grade 
(§§ 35 und 36) und der Berufsbezeichnun­
gen (§ 14 Abs. 5). 

(2) Das Bundesministerium für Unterricht hat 
auf Grund der besonderen Studiengesetze in 
Verbindung mit den Bestimmungen dieses Bun­
desgesetzes die Durchführung der ordentlichen 
Studien durch Verordnung näher zu regeln 
(Studienordnungen, § 15). Die zuständige akade­
mische Behörde hat auf Grund der besonderen 
Studiengesetze in Verbindung mit den Bestim­
mungen dieses Bundesgesetzes und unter Berück­
simtigung der Studienordnungen für jede Stu­
dienrichtung einen Studienplan (§ 17) zu er­
lassen. 

(3) Die besonderen Studiengesetze, die Studien­
ordnungen und die Studienpläne haben die Er­
füllung der Aufgaben der Hochschulen im, Sinne 
dieses Bundesgesetzes zu gewährleisten; sie sind 
den Erfordernissen der wlssenschaftlimen Be­
rufsvorbildung und Fortbildung in stetem Zu­
sammenhang mit den Fortschritten der Wissen­
smaft anzupassen. 

(4) Die zuständIge akademische Behörde 
(§ 15 Abs. 2) und die Rektorenkonferenz (§ 68 
Hochschul-Organisationsg.esetz) haben im Sinne 
des Abs. 3 die Erlassung und Abänderung beson­
derer Studiengesetze und Studienordnungen 
vorzuschlagen. Solme Anträge sind ausführlich 
zu begründen. Das Bundesministerium für Un­
terrimt .hat. zur Behandlung von Vorsmlägen, 
welche die Erlassung oder Abänderung beson­
deren Studiengesetze betreffen, sonst bei allge­
meiner Bedeutung des Gegenstandes, Beratungen 
einzurufen, zu denen die Vertreter der 
akademischen Behörden der betreffenden Hoch­
schillien (Fakultäten) (§ 15 Abs. 2), die Vertreter 
der Rektorenkonferenz, des akademischen Rates 
(§ 69 Hochschul-Organi'~ationsgesetz) und der 
österreimismen Hochschülerschaft (§ 2 Abs. 4 
Ho~mülersmaftsgesetz, BGBL Nr. 174/1950) 
einzuladen sind. Wird die Mitwirkung anderer 
Hochschulen (Fakultäten), der Akademie der bil­
denden Künste oder einer Kunstakademie oder 
deren Institute vorgesehen, so sind auch die 
Vertreter dieser Institutionen zu hören und zu 
den Beratungen einzuladen. Bereitet das Bundes­
ministerium für Unterri'mt gemäß Abs. 3 die 
Erlassung oder Abänderung von besonderen 
Studien~esetzen oder Studienordnungen selbst 
vor, so ist in gleicher Weise vorzugehen. 

(5) Durch Bundesgeseetze festgelegte sonstige 
Rechte zur AntragsteIlung, zur Begutachtung und 
zur Beratung bleiben unberührt. 
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II. ABSCHNITT 

Studierende (Hörer) 

§ 4. Auf nah m e 

(1) Voraussetzung für die Zulassung zum Stu­
dium ist die Aufnahme in den Verband der 
Homschule als ordentlicher Hörer durch Imma­
tlrikulation (§ 6), die Aufnahme als Gasthörer 
(§ 9 Abs. 1) oder außerordentlicher Hörer (§ 9 
Abs. 2) durch den Rektor. 

(2) Es' besteht unbeschadet der Bestimmungen 
des § 7 Abs. 6 ein Anspruch auf Aufnahme, wenn 
die vOl'geschriebenen Nachweise (§§ 6 und 9) er-
bracht werden. ' 

(3) Die Aufnahme ist zu verweigern, wenn der 
Bewerber 

a) infolge seines Gesundheitszustandes eine 
Stö-rung des Unte'rrichts oder eine Gefähr­
dung seiner Umgebung d:mtellt (§ 6 Abs. 2 
lit. e); 

b) auf Grund stra~gesetzlicher Vorschriften 
unfähig ist, einen akademischen Grad zu 
erw,erben, es sei denn, daß der Rektor unter 
Berücksichtigun'g des gesamten bisherigen 
Verhaltens des Bewerbers erkennt, daß der 
Bewerber trotz der Verurteilung aufnahme­
würdig ist; 

(4) Die oberste ,akademische Behörde hat unter 
Bedachtnahme auf die zweckmäßige Verwendung 
technischer Hilfsmittel Dienststellen der Hoch­
schule (VI. Abschnitt des Hochschul-Ol'ganis,a­
tionsgesetzes) init der Evidenthaliung der Stu­
dierenden zu betrauen. 

§ 5. R e c h t e und P fl ich t end e 'r S t u­
dierenden, Lernfreiheit 

(1) Die ordentlichen Hörer (§ 6}, die außer­
ordentlichen Hörer (§ 9 Abs. 2) und die Ga'st­
hörer (§ 9 Abs. 1) ha,ben, soweit sich nicht aus 
gesetzlich,en Bestimmungen Abweichungen er­
geben, gleiche Rechte und Pflichten. 

(2) Die Studierenden genießen nach Maßgabe 
der gesetzlichen Bestimmungen Lernfreiheit. Sie 
umfaßt: 

a) ,das Recht, an der Hochschule, an der sie 
aufgenommen wurden, die Lehrveranstal­
tungen fr-ei zu wählen, zu inskribieren 
(§ 10) und zu besuchen. Einschränkungen 
für einzelne Lehrveranstaltungen sind zu­
lässig, wenn die Anzahl der Plätze begrenzt 
ist (§ 10 Abs. 4) oder wenn zum Verständ~ 
nis der Lehrveranst,altung besondere V or­
kenntnisse (§ 10 Abs. 3) erforderlich sind; 

b) das Recht, zwischen den Angehörigen des 
Lehrkörpers bei Inskription von Lehrver­
anstaltungen des gleichen Faches fr-ei zu 
wählen; 

c) das Recht, nach Maßgabe des § 10 gleich­
zeitig auch an verschiedenen Hochschulen 
und Fakultäten Lehrveranstlaltungen zu 
inskribieren; 

d) das Recht, über den ·Stloff der inskribierten 
Lehrveranstaltungen frühestens am Ende 
des Semesters' der Inskription, ·längstens 
aber bis Ende des zweiten folgenden Se­
mesters Kolloquien abzulegen; 

e) das Recht, die Lehr- und Forschungsein­
richtungen der Hochschule, an der sie auf­
genommen worden sind, nach Maßg,~be der 
Benützungsor-dnungen zu benützen; 

f) das Recht, als ordentliche Hörer das Thema 
. ihrer Diplomarbeit aus einer Anzahl von 

Vorschlägen auszuwählen; 
,g) das Recht, als Bewerber um das Doktorat 

(§ 13 Abs. 1 lit. b) das Thema ihrer Disser­
tation im Rahmen der Pflicht-und Wahl­
fächer ihrer Studienrichtung vorzuschlagen 
und einen seiner Lehrbefugnis nach zustän­
digen Hochschulprof.essor um die Betreu­
ung zu ersuchen; 

h) das Recht, als ordentliche Hörer nach Maß­
gabe der Bestimmungen dies,es Bundesge­
setzes, der besonderen Studiengesetze und 
der Studienoronungen zu Prüfungen 
(IV. Abschnitt) sowie zur Erw,erbung aka­
demischer Grade (V. Abschnitt) zugelassen 
zu werden. 

(3) Die ordentlichen Hörer haben ihre Studien 
nach den Vorschriften der besonderen Studien­
g-esetze, der Studienordnungen und der Studien­
pläne . einzurichten. Die Studienordnungen haben 
den ordentlichen Hörern die Möglichkeit einzu­
räumen, neben den Pflichtfächern (§ 15 Abs. 4) 
aus einer Anzahl weiterer Fächer eines oder 
mehrere zu wählen (W:ahlfächer, § 15 Abs. 4) so­
wie über das für das Fachstudium erforderliche 
Maß hinaus weiter,e Lehrveranstaltungen als Frei­
fächer zu besuchen (§ 17 Abs. 2 lit. c). 

(4) Die Studierenden 'sind verpflichtet, die vor­
,gesch'riebenen Lehrveranstaltungen zu inskri­
bieren, sich den Studienzielen (§ 1 Abs. 2) mit 
Gewissenhaftigkeit zu widmen, die Be.nützungs­
ordnung,en für die Lehr- und Forschungseinrich­
tungen der Hochschulen (§ 59 Abs. 5 und § 61 
Abs. 4 HOchschul-Organisationsgesetz) einzuhal­
ten und die Weisungen der akademischen Behör­
den zu befolgen. 

§ 6. -0 r den t1 ich e Hör e r 

(1) Wer den Abschluß eines ordeJ,1!tlichen Stu­
diums (§ 13) und die Zulassung zu den hiefür 
vorgesehenen Prüfungen anstrebt, hat sich um 
Aufnahme als ordentlicher Hörer in der Form 
der Immatrikulation an der für die Studien­
richtung zuständigen Hochschule (§ 15 Abs. 2) 
zu bewerben. 
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8 184 der Beilagen 

(2) Um die Aufnahme als ordentlicher Hörer 
kann sich bewerben, wer 

a) das 18. Lebensjahr voLlendet hat; 
b) den Nachweis der Hochschulreife (§ 7 

Abs. 1 bis 3, 5 und 6) oder die Studien­
berechtigung gemäß § 7 AbSl. 4 besitzt; 

c) den in § 7 Abs. 7 bis 9 vorges'ehenen 
Nachweis der besonderen Eignung er­
bringt; . 

d) ein Leumundszeugnis vorlegt, das nicht 
älter als sechs Monate ist. Die Vorlage ent­
fällt, wenn eine Reifeprüfung im Sinne 
des § .7 Abs. 1 bis 4 nicht länger als sechs 
Monate zurückliegt; 

e) ein Gesundheitszeugnis vorlegt, das. zum 
Zeitpunkt der Vorlage nicht älter als drei 
Monate ist. In diesem Gesundheitszeugnis 
ist insbesondere das Freisein VOn offener 
TuberkuLose und von Keimen anzeige­
pflichtiger Krankheiten zu bescheinigen. 
Das Gesundheitszeugnis ist von einem von 
der österreichischen Hochschülenchaft be­
stellten Studentenarzt auszustellen. Einem 
solchen Gesundheitszeugnis' ist ein von· 
einem Amtsa'rzt, Schularzt oder einem 
Arzt des Bundesheeres ausgestelltes Ge­
sundheitszeugnis gleichzuachten; 

f) bei übertritt von einer anderen Hoch­
schule die Abgangsbescheinigung (§ 11 
Abs. 1) oder Abschlußbes,ch,einigung (§ 11 
Abs. 2) vorlegt. 

(3) Die Immatrikulation hat nur an einer 
Hod1Schule zu erfolgen; die gleichzeitige Absol­
vierung mehrerer ordentlicher Studien auch an 
vers,chiedenen Hochschulen ist nach Maßgabe des 
§ 10 Abs. 1 zulässig. 

(4) Die Immatrikulation ist durch den Rektor 
.für ungültig zu .erklären, wenn sie entgegen den 
gesetzlichen Bestimmungen erfolgte. 

(5) Die Immatrikulation erlischt (Exmatriku­
lation), wenn der ordentliche Hörer 

a) beim Rektorat die Erklärung abgibt, daß 
er die Hochschule verläßt; 

b) seine Studien länger als zwei Semester 
unterbricht, ohne beurlaubt oder behin­
dert (§ 8) zu sein. Wenn keine wichtigen 
Gründe vorliegen, so ist eine solch·e U nter­
brechung jedenfalls. anzunehmen, wenn 
der ordentliche Hörer die Inskription 
unterläßt und auch keine Prüfungen ab­
legt oder wenn eine Diplomprüfung oder 
ein Rigorosum, mit Ausnahme des letzten 
Rigorosums, auch nach der dreifachen in 
den Studienvors.chriften vorgesehenen Zeit 
unbeschadet der Bestimmungen des § 30 
nicht erfolgreidl abgelegt wurde. Das 
Recht, die versäumten Prüfungen abzu­
legen, bleibt jedoch gewahrt . .Nach erfolg­
reicher Ablegung besteht bei Vorliegen der 

anderen Voraussetzungen wieder Anspruch 
auf Immatrikulation. Als wichtige Gründe 
gelten Krankheit und Schwangersch~ft, 
ferner unvorherges1ehene oder unabwend­
bare Ereignisse, die der Kandidat nicht 
verschuldet hat; 

c) sein Studium durdl erfolgreiche Ablegung 
der für s,eine Studienrichtung vorgeschrie­
benen Prüfungen abgeschlossen hat; 

d) eine der vorgeschriebenen Prüfungen auch 
bei der letzten zulässigen Wiederholung 
(§ 30 Abs. 1) nicht bestanden hat; 

e) in ,einem Disziplinarverfahren mit dem 
Ausschluß besltraft wurde. 

(6) Die. Immatrikulation ist von Amts weg.en 
für ungültig zu erklären, wenn ein im § 4 
Abs. 3 gen:annter Umstand eintritt oder offen­
bar wird. 

§ 7. Nachweis der Hochschulreife 
und der besonderen: Eignung 

(1) Die Berechtigung zum Besuch einer Hoch­
schule auf Grund der erfolgreichen Ablegung der 
Reifeprüfung inländischer allg,emeinbildender 
höherer Schulen richtet sich nach den Bestim­
mungen des § 41 Abs. 2 des Schulorganisations­
gesetzes, BGBl. Nr. 242/1962. 

(2) Die Berechtigung zum Besuch einer Hoch­
schule auf Grund der erfolgreichen Ablegung 
der Reifeprüfung inländischer berufsbildender 
höherer Schulen richtet sich nach den Bestim­
mungen des § 69 Abs. 2 des Schulorganisations­
gesetzes, BGBl. Nr. 242/1962. 

(3) Die erfolgreich.e Ablegung der Reifeprü­
fung einer inländischen höheren land- und forst­
wirtschaftlichen Lehranstalt berechtigt zum Be­
such einer Hochschule nach Maßgabe der sinn­
gemäß anzuwendenden Bestimmungen des § 69 
Abs. 2 des Schulorganisationsgesetzes, BGBl. 
Nr. 242/1962. . 

(4) Die durch eine Berufs,reifeprüfung erwor­
bene Berechtigung zum Besuch einer Hochschule 
ist durch die Verordnung über die Berufsreife­
prüfung zum Erwerb der Studienberechtigung 
an wis:sens'chaftlich.en Hochsruulen, StGBl. 
Nr. 167/1945, geregelt.' 

(5) Inländer, die an einer ausländischen Lehr­
anstalt ein Reifezeugnis erworben haben, sind 
als ordentliche Hörer zu immatrikulieren, wenn 
das Reifezeugnis von der zuständigen Behörde 
als gleichwertig mit einem für die gewählte 
Studienrichtung zu fordernden Reifezeugnis 
einer inländischen höheren Lehranstalt an­
erkannt wird. 

(6) Ausländer (Staatenlose) sind als ordent­
liche Hörer zu immatrikulieren, wenn sie eIn 
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(11) Z wis,chenstaatliche Vereinbarungen über 
die Anerkennung ausländisch,er Reifezeugnisse 
werden durch die Bestimmungen der Abs. 5 
bis 8 nicht berührt. 

Reifezeugnis vorlegen, das die Hochschulreife 
nach den Vorschriften des Landes, in dem es er­
worben wurde, und nach den österreichischen 
Vorschriften nachweist, oder wenn sie ein diesem 
nach Art und Grad gleichwertiges Zeugnis er­
worben haben. Die Immatrikulation erfolgt im 
Rahmen der verfügbaren Plätze in der Reihen- § 
fol.ge der Leistungsgrade, wie sie sich aus den 
Bewerbungsunterlagen ergeben. Die Immatri­
kulation ist unter Bedachtnahme auf § 4 Abs. 3 

8. B e u r lau b u TI' gun d S t u die n b e­
hinderung 

(1) Ordentliche Hörer sind auf Ansuchen, ins­
besondere zum Studium im Ausland oder zwecks 
Durchfi1hrung wissenschaftlicher oder praktischer 
Tätigkeit, vom Rektor auf die Dauer von höch~ 
stens sechs Semestern zu beurlauben: 

zu verweigern, wenn die Zulassung zum StU­
dium oder die Fortsetzung des Studiums im Hei­
matland des Bewerbers mangels des erforderlichen 
Studienerfolges nicht statthaft wäre. 

(7) Ist das von einem ausländischen (staaten­
losen) Bewerber im Ausland erworbene Reife­
zeugnis dem für die gewählte Studienrichtung 
zu fordernden Reifezeugnis einer inländischen 
Lehranstalt nicht gleichwertig, so hat er vor 
Beginn des ordentlichen Studiums die nötigen 
Ergänzungsprüfungen abzulegen. Er ka,nn zum 
Besuch der notwendigen Lehrveranstaltungen, 
Hochschulkurse und Hochschullehrgänge (§ 18) 
verhalten werden. Hat er das Studium im Aus­
land begonnen, so kanri er zu dessen Fortsetzung 
im Inland unter der Bedingung zugelassen 
werden, daß die erforderlichen Ergänzungsprü­
fungen innerhalb einer angemessenen Frist ab­
gelegt werden. Bes,itzt der Bewerber auf Grund 
des ausländischen Reifezeugnisses die zum 
Studium der gleichen Studienrichtung in dem 
betreffenden Land. erforderliche Hochschulreife, 
so kann die zuständige akademische Behörde 
genehmigen, daß sich die Ergänzungsprüfungen 
auf die Feststellung der Vorkenntnisse zu be­
schränken haben, die für das Verständnis der 
Lehrveranstaltungen des angestrebten ordent­
lichen Studiums erforderlich sind. 

(8) Ist es zweifelhaft, ob ein ausländischer 
(staatenlos,er) Bewerber ~ie deutsche Sprache in 
einem genügendem Ausmaß beherrscht, so ist 
ihm aufzutragen, vor Beginn des ordentlichen 
Studiums die Hochschul-Sprachprüfung (§ 28 

, Abs. 2 lit. a) aus der deutschen Sprache abzu­
legen. Die Inskription ist von der positiven Be­
urteilung die~er Prüfung abhängig zu machen. 

(9) Erfordert die gewählte Studienrichtung 
Kenntnisse und Fertigkeiten, die durch Reife­
zeugnisse und Prüfungen (Abs. 1-8) nicht nach­
gewiesen werden, oder erfordert sie eine künst­
lerische Begabung, so sind die B,ewerber ver­
pflichtet, nach den Bestimmungen der beson­
deren Studiengesetze und Studienordnungen 
Ergänzungsprüfungen . abzulegen. 

(10) Ordentlichen Hörern, welche die vor­
geschriebenen Ergänzu!1gsprüfungen nicht recht­
zeitig ablegen, dürfen inskribierte Semester bis 
zur Ablegung der Ergänzungsprüfungen nicht 
angerechnet werden (§ 20). 

(2) Eine Behinderung auf Grund gesetzlicher 
Vorschriften oder aus wichtigen Gründen (§ 6 
Abs. 5 lit. b) ist der Beurlaubung gleichzuhalten. 

(3) Beurlaubte -ordentliche Hörer bleiben imma­
trikuliert (§ 6 Abs. 1). Sie sind zu Diplomprü­
fungen und Rigorosen nach Maßgabe der Bestim­
mungen der besonderen Studiengesetze und de'r 
Studienordnungen auch zuzulassen, wenn sie das 
der P,rüfung unmittelbar vorangehende Semester 
an einer ,ausländischen HochschuIe zurückgelegt 
haben (§ 21 Abs. 3). 

§ 9. S tu die n der G as t hör er u nd de r 
außerordentlichen HöreT 

(1) Absolventen einer Hochschule, die ein or­
dentliches Studium durch Ablegung der vor-ge­
schriebenen Prüfungen abgeschlossen haben und 
auf bestimmte Zeit Lehrveranstaltungen zu be­
suchen wünschen, ohne ein neues ordentlimes 
Studium (§ 13 Abs. 1) durchzuführen, sind als 
Gasthörer aufzunehmen. 

(2) Personen, die das 18. Lebensjahr v'ollendet 
haben und die auf bestimmte Zeit Lehrveran­
staltungen zu besuchen wünschen, sind als außer­
ordentliche Hörer aufzunehmen, sofern sie die 
erforderlichen Vorkenntnis'se besitzen. Für Hoch­
schulkurse und Hochschullehrgänge gemäß § 18 
Abs. 3 kann die AlterSigrenzenach Maßgabe des 
Ausbildungszieles auf das vollendete 15. L,ebens­
jahr herabgesetzt werden. 

(3) Die außel'Ordentlichen Hörer und Gast­
hörer sind vom Rektor nach Maßgabe der ver­
fügbaren Plätze (§ 10 Ahs. 4) aufzunehmen. Die 
Aufnahme ist im Studienbuch (§ 10 Abs. 2, 4 
und 5) zu beurkunden. 

(4) Außerordentliche Hörer und Gasthörer 
sind zu den für ordentliche Studien (§ 13 Abs. 1) 
eingerichteten Prüfungen nicht zugelassen. Sie 
sind jedoch berechtigt, Kolloquien (§ 23 Abs. 4), 
Ergänzungsprüfungen (§ 7 Abs. 7 bis 9) sowie 
Prüfungen im Rahmen von Hochschulkursen und 
HochschuHehrgängen (§§ 18 und 23 Abs. 6) ab­
zulegen. 

(5) Die Vorschrihen der §§ 4 und 6 gelten 
sinngemäß. 
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§ 10. Ins kr i p ti 0 n 

(1) Die Einschreibung der Studierenden für die 
Lehrveranstaltungen (Inskription) ist zu Beginn 
jedes Semesters während der ,gemäß § 19 Abs. 3 
festgesetzten Fristen durchzuführen. Die Inskrip­
tion zweier oder mehrerer Lehrv,eramtaltungen, 
die für dieselbe Zeit angekündigt wurden, ist un­
zulässig, es sei denn, daß neben ganz- oder halb­
tägigen übungen oder ähnlichen Lehrveranstal­
tungen einzelne andere Lehrveranstaltungen 
inskribiert werden, oder daß die Kollision 
auf Grund der jeweiligen Studienpläne unver­
meidOOi- ist. Darüber hinaus können geringfügige 
Kollisionen bewilligt werden, wenn eine Beein­
träd1t~gung des Studienzieles nicht zu befürchten 
ist. 

(2) Die Studierenden haben die Art der inskri­
bierten Lehrveranstaltung (§ 16 Abs. 1), ihren 
Gegenstand und den Namen ihres Leiters in das 
Studienbuch einzutragen. Die Quästur hat alle 
Eintragungen zu überprüfen und die von den 
Studierenden zu entrichtenden Hochschultaxen 
einzuheben. 

(3) Sind zum Verständnis einer L,ehrveranstal­
tung besondere Vorkenntnisse ,erforderlich, so hat 
die zuständige akademische Behörde im Studie:n­
plan die Inskription von 'der Ahlegung eines 
Kolloquiums (§ 23 Abs. 4) oder von der Vorlage 
eines Zeugnisses über den Besuch oder den er­
folgreichen Abschluß eine'r die notw<endigen Vor­
kenntnisse vermittelnden Lehrveranstaltung ab­
hängig zu machen. 

(4) Durch die Einrichtung von Parallelveran­
staltungen ist vorzusorgen, daß die ordentlichen 
Hörer die im StudienpI.an vOl'g,escb:riebenen Lehr­
veranstaltungen innerhalb der dafür vorgesehe­
nen Semeste'r besuchen können (§ 2 Abs. 1). Bei 
Platzmangel sind die oroentlichen Hörer vor 
anderen Studierenden zu berücksichtigen. Die 
Inskription hat in einem solchen Fall nach der 
Reihenfolge der Anmeldungen oder, wenn dies 
vOJ.'lher angekündigt wurde, nach Leistungsgraden 
zu erfolgen. Studierende, deren Anmeldungen 
zurückgestellt wurden, sind beim nächsten An­
meldungstermin jedenfalls zu berücksichtigen. 
Die Erlaubnis zum Besuch solch'er Lehrveran­
staltungen ist auf Wunsch des Vortragenden oder 
Leiters während der Inskriptionsfrist (§ 19 Abs. 3) 
vom Studierenden persönlich einzuholen. 

(5) Die Inskription der Lehrveranstaltung ist 
im Studienbuch zu beurkunden. Das Studienbuch 
ist am Beginn und am Ende des Semesters inner­
halb der im Studienplan festgelegten Fristen (§ 17 
Abs. 3) dem Vortragenden oder dem Leiter jener 
Lehrveranstaltung persönlich zur Vidierung vor­
zulegen, für die das zuständige Professo,renkolle­
gium eine Vidierung aus pädagogischen Gründen 
beschließt. Wird eine Vidierung durch persön­
liche Unterschrift vorgesehen, so ist in der An-

kündigung der Lehrveranstaltung im Verzeichnis 
der Lehrveranstaltungen auf diese Pflicht hinzu­
wersen. 

(6) Dem Studierenden ist ein mit seinem Licht­
bild versehener Ausweis auszustellen, dessen Gül­
tigkeitsdauer semesterweise verlängert wird. Der 
Ausweis gilt als amtliche Bestätigung der Zuge­
hörigkeit zur Hochschule und der Inskription. 

§ 11. Abgang von der Hochschule 

{I) Verläßt ein ordentlicher Hörer die Hoch­
schule vor Beendigung seiner Studien, so ist ihm 
auf Antrag vom Rektor eine Abgang~bescheini­
gung auszustellen. 

(2) Verläßt ein ordentlicher Hörer die Hoch­
schule nach Ablegung der für seine Studienrich­
tung vorgeschriebene:n Prüfungen, so ist ihm auf 
Antrag vom Rektor eine Abschlußbescheinigung 
(Absolutorium) auszustellen. ' 

(3) Diese Bescheinigungen haben die Anzahl 
der besuchten Semester, alle für die Studienrich­
tung vOl'geschriebenen P'rüfungen, zu denen de~ 
ordentliche Hörer angetreten ist, und deren 
Noten sowie den Vermerk zu enthalten, ob sein 
Verhalten an der Hochschule den akademischen 
V orsch'riften gemäß war. 

(4) Die Ausfolgung einer Abgangs, und Ab­
schluß bescheinigung ist aufzuschieben, bis der 
ordentliche Hörer die ihm durch die Benützungs­
ol'dnungen für die Lehr- und Forschungseinrich­
tungen der Hochschule auferlegten Pflichten er­
füllt hat. 

§ 12. Dur c h f ü h run g der I m m a tri k u­
lation und Inskription 

(1) Das Bundesministerium für Unterricht hat 
das Verfahren zur Immatrikulation der 'ordent­
lichen Hörer (§§ 6 und 7), zur Aufnahme der 
Gasthörer und außerordentlichen Hörer (§ 9), 
das rnskriptionsverfahren (§ 10 Abs. 1 bis 4) und 
das Verfahren zur Bestätigung der Inskription 
(§ 10 Abs. 5) einheitlich zu regeln. Auf die rasche 
und einfache Durchführung ist Bedacht zu 
nehmen. 

(2) Form und Inhalt von Erklärun'gen, Be­
scheinigungen und Zeugnissen, Form und Inhalt 
der für Aufnahme, Inskription und Hochschüler­
Evidenz gebräuchlichen Formblätt'er und der 
über die Aufnahme sowi,e über den Abgang von 
der Hochschule und den Abschluß der Studien 
auszustellenden Bescheinigungen sowie Form und 
Inhalt von Studi.enbüchern und 'Ausweisen sind 
durch Verordnung des Bundesministeriums für 
Unterricht zu bestimmen. 

(3) Anläßlich der Inskription; des Abganges 
VOn der ~{)chschule uoo der Verleihung eines 
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akademischen Gndes sind, unbeschadet der Be­
stimmungen des Bundesstatistikgesetzes 1965, 
BGBL Nr. 91/1965, statistische Erhebungen zu­
lässig über: 

a) Geschlecht, Geburtsdatum, Staatsbürger­
schaft des Studierenden; 

b) letzter gewöhnlicher Aufenthaltsürt des 
Studierenden vor Beginn des Studiums und 
Wühnsitz im Zeitpunkt der Erhebung; 

c) Beruf der Eltern und deren Stellung im 
Beruf; Schulbildung der Eltern; 

d) Zahl der Geschwister, in Schulausbildung, 
Berufsausbildung üder beruflicher Tätig­
k,eit; 

e) Familienstand, Zahl der Kinder des Stu­
dierenden; Berufstätigkeit, Studium des 
Ehegatten; 

(3) Auf Ansuchen des ordentlichen Hörer& .ist 
eine V,erbindung vün Fachgebieten, deren Stu­
dien in verschiedenen besonderen Studiengesetzen 
und Studienordnung·en gel'egelt sind, vüm Bun­
desministerium für Unterricht nach Anhören der 
zuständigen akademischen Behörden zu bewilli­
gen, wenn diese Verbindung wissenschaftlich sinn­
vüll erscheint und entweder pädagogisch gerecht­
fertigt üder de'r Bedarf für diese Art der Berufs­
vürbildung erwiesen ist, ühne daß die in den Stu­
dienordnungen festgelegten Wahlfächer für die Er­
reichung des angestrebt,enLehrzieles genügten (stu­
dium irregulare). Das Ansuchen hat das geplanrt:e 
Studienprogramm zu beschreiben; der Bewilli­
gungsbescheid hat je nach dem Schwerpunkt des 
Studienprügramms die Immatrikulatiün, den 
Studiengang. und den akademischen Grad festzu­
legen. 

f) berufliche Tätigkeit des 
zug der Studienbeihilf·e 
dien; 

Studierenden, Be­
und vün Stipen- § 14. Studienabschnitte und Stu­

diend,auer 

g) Vorbildung des Studierenden; 
h) bisherig.e Studien (Fakultät, Studienrich­

tung, Studi,enfächer, Zahl der Semester) und 
abgelegte Prüfungen. 

Die bei den statistischen Er;hebungen in Erfül­
lung der Auskunftspflicht gemachten Angaben der 
Studierenden beziehungsweise Absülventen sind 
geheimzuhalten. Wer der Auskunftspflicht 
durch Verweigerung der Auskunft nicht nach­
kümmt oder wissentlich unvüllständige oder 
wahrheitswidrige Angaben macht, begeht eine 
Verwaltungsübertretung, die gemäß § 11 des 
Bundesstatistikgesetzesgeahndet wird. Weiters 
können Erhebungen über Studien- und Berufs­
ziele angestellt werden. 

III. ABSCHNITT 

Studien 

§ 13. Or den tl ich e S t u die n 

(1) Die ürdentlichen Studien sind: 
a) Diplümstudien, die der wissensch'aftlichen 

Berufsvorbildung dienen und die Voraus­
setzung für den Erwerb eines Diplümgl'ades 
(§ 35) bilden, und 

b) Düktoratsstudien, die d.uüber hinaus der 
Weiterentwicklung der Befähigung zu selb­
ständiger wissenschaftlicher Arbeit dienen 
und die Voraussetzung für die Erlangung 
des Doktorates (§ 36) bilden. 

(2) V üraussetzung für die Studien, die zum 
Erwerb des Düktürgrades führen, ist 

a) die· erfülgreiche Absülvierung der Diplüm­
studien oder 

b) ein nach Maßgabe der besünderen Studien­
gesetze n;.tch Dauer, Gliederung und wissen­
schaftlichen Anforderungen gleichwertiges 
Studium. 

(1) Die Diplomstudien sind in mindestens 
zwei Studienabschnitten zu "gliedern. 

(2) Der erste Studienabschnitt hat vürnehmlich 
die' Aufgabe, in die Studienrichtung einzufÜhren 
und ihre Grundlage zu erarbeiten, die weiteren 
Studi,enabschnitte dienen zur Vertiefung und 
speziellen Ausbildung (§ 1 Abs. 2 lit. b). 

(3) Bei der Auf teilung in mehrere Studienab­
schnitte ist der systematische Zusammen;hang der 
Fachgebiete einer Studienrichtung zu wahren; 
Fächer, die für die Studienrichtung eine blüß 
hilfswissenschaftliche Funktion besitzen, dürfen 
nicht in selbständige Studienabschnitte zusammen­
gefaßt werden. 

(4) Die Studienabschnitte srnd mit Prüfungen' 
-ahzuschließen (IV. Albschnitt). 

(5) Die Studiendauer der Diplümstudien ist 
nach dem Umfang der Fachbe'reiche einer Stu­
dienrichtung und unter Bedachtnahme auf die 
Ausbildung in den Grundla'gen, ,auf die Vermitt­
lung der für die Fachgebiete spezifischen Kennt­
nisse und auf die Durchdringung des Stüffes zu 
regeln. 

(6) Inwieweit für Studienrichtungen, bei denen 
frühere Studienabschnitte zugleich eine selbstän­
dige Berufsvorbildung vermitteln, als Abschluß 
dieser Studienatbschnitte eine besündere Berufs­
bezeichnung vürgesehen wird, bleibt den beson­
deren Studiengesetzen überlassen. 

(7) Die D~ktüratsstudien bestehen aus einem 
Studienabschnitt; seine Dauer ist in den Studien­
'Ordnungen unter sinngemäßer Anwendung des 
Abs. 5 nicht kürZier als zwei Semester und nicht 
länger als vier Semester zu bemessen. 

§ 15. S tu die hü r d nun gen 

(1) Das Bundesministerium für Unterricht hat 
auf Grund der bes'Ünderen Studiell!gesetze in Ver-
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bindung mit den Bestimmungen dieses Bundes­
gesetzes für jede Stuidienrichtung eine Studien­
ordnung zu erlass,en (§ 3 Abs. 2), doch können 
Studienordnungen mehrere Studienrichtungen 
umfassen, wenn wegen der fachlichen Zusammen­
gehä,rigkeit der Bedarf nach einer einheitlichen 
Regelung besteht. 

(2) Die StudienO'rdnungen haben die Hoch­
schulen (Fakultäten) zu bezeichnen, denen nach 
Maßgabe der ihnen anvertr,auten Gebiete der 
Wiss,enschaften die Einrichtung' der ordentlichen 
Studien ohliegt. Erfordern Studienrichtungen die 
Mitwirkung mehrerer Hochschulen (Fakultäten), 
allenfalls auch die Mitwirkung der Akademie der 
bildenden Künste oder einer Kunstakademie, so 
haben die einzelnen Stuidienordnungen die Hoch­
schulen (Fakultäten) oder Akademien zu bezeich­
nen, denen die Durchführung der Studienord­
nungen gemeinsam obliegt. 

(3) Die Studienordnungen haben unter Be­
dachtnahme auf die BestimmUIngen des § 2 
Abs. 1 zweiter Satz die Stundenzahl der Pflicht­
und Wahlfächer (Abs. 4) sowie die in jedem Se­
mester zu inskribierende Mindestzahl von 
Wochenstunden gemäß den Bestimmungen der 

, §§ 3 und 14 festzusetzen. Für das Studium der 
Wahl- und Freifächer ist ausreichend Zeit zu ge­
wä,hren. 

(4) Die Zusammenstellung der Fachgebiete 
(Fächer), deren Studium in den einzelnen Studien­
abschnitten Pflicht ist und in denen Kenntnisse 
durch Prüfungen nachgewiesen werden müssen 
(Pflichtfächer), ist in die Studienordnungen auf­
zunehmen. Nur jene Fachgebiete (Fächer) SInd zu 
Pflichtfächern zu erklären, deren Pflege für die 
Erreichung des Lehrzieles einer Studienrichtung 
unerläßlich ist. Neben solchen sind Fächer vorzu­
sehen, welche die Fachgebiete de'r Stwdienrichtung 
ergänzen und aus denen der Studierende eines 
zu wählen hat (Wahlfächet:). Eine solche Wahl-

, möglichkeit ist für jede Studienrichtung wenig­
stens einmal vO'rzusehen. Für die gewählten 
Fächer gelten sodann die Bestimmungen der 
Pflichtfächer. 

(5) Die StudienO'rdnungen haben !1Ieben Lehr­
verans,taltungen für die Fachgebiete und deren 
Hilfswissenschaften auch Lehrveranstaltungen 
einzurichten, welche die Fachgebiete wissens~heo­
retisch und philosophisch vertiefen sowie je nach. 
Eigenairt der Studienrichtung in historischer oder 
wissenschaftsgeschichtlicher oder soziologischer 
Weise erfassen (§ 1 .A!bs. 1 lit. bund Abs. 2 
lit. c). 

(6) In die Kundmachung der Studienordnungen 
können alle für eine Studienrichtung bedeuten­
den gesetzlichen Vorschriften aufgenommen wer­
den. 

§ 16. L ehr ver ans tal tun gen 
(1 }Vonder zuständigen akademischen Behörde 

sind nach Maßgabe der Bestimmungen des § 17 

Lehrveranstaltungen einzurichten. Lehrveran­
staltungen sind insbesondere: 

a) Seminare und Privatissima (Abs. 2), 
b) Vorlesungen (Abs. 3), 
c) :prosemina're und übungen (Abs. 4), 
d) Anbeitsgemeinschaften und RepetitO'rien 

(Abs.5), 
e) Konv,ersatorien (Abs. 6), 
f) P,raktika (Abs. 7), 
g) Exkursionen (Abs. 8). 

(2) Seminare haben der wissenschaftlichen Dis­
kussion zu dienen. Von den Teilnehmern sind 
eigene mündliche oder schriftliche Beiträge zu 
fordern. Privatissima sind spezielle Forschungs­
seminare. Der .Leiter solcher Lehrveranstaltungen 
hat nach Maßgabe der Bestimmungen des § 10 
Abs. 4 die Zahl der Teilnehmer sO' weit zu be­
schränken, als es pädagogisch erforderlich ist. 

(3) Allgemeine Vorlesungen haben die Studie­
'renden didaktisch in die Hauptbereiche und die 
Methoden der Studienrichtung einzuführ,en. Es 
ist insbesondere ihre Aufgabe, aUlf die hauptsäch­
lichen Tatsachen und Lehrmeinungen im Fachge:.. 
biet' einzugehen. Spezialvorlesungen haben auf 
den letzten Entwicklungsstand der Wiss'ensch'aft 
besonders Bedacht zu nehmen und aus For­
schungsgebieten zu berichten. 

(4) Pros,eminare sind Vorstufen der Seminare. 
Sie haben Grundkenntnisse des wissenschaftlichen 
Arbeitens zu vermit1)eln, in die Fachliteratur ein­
zuführ,en und exemphrisch Probleme des Faches 
duirch Referate, Diskussionen und Fallerörterun­
gen zu behandeln. übungen haben den praktisdl­
beJ;uflichen Zielen der Diplomstudien 'zu ent­
sprechen und konkr,ete Aufgaben zu lösen. 

(5) Arbeitsgemeinschaften haben der gemein­
samen Bearbeitung konkreter Fl1agestelhmgen, 
Methoden und Techniken der ForschUlllg sowie 
der Einführung in die wissenschaftliche Zusam­
mena'rbeit in kleinen Gruppen zu dienen. Repeti­
torien sind Wiederholungskurse für Diplomstu­
dien, die den gesamten Stoff der Vorlesungen 
umfassen. Den Studierenden ist dairüher hinaucs 
Gelegenheit zu geben, Wünsche über die zu be­
handelnden Teilhereiche zu äußern. Repetitorien 
können in Frage und Antwort gestaltet werden. 

(6) Konversatorien sind Lehrvemnstaltungen 
in Form von Diskussionen und Anfragen an An­
gehörige dies Lehrkörpers. 

(7) Praktika haben die BerufsvO'rbildung oder 
wissenschaftliche Ausbildung sinnvoll zu ergän­
zen. Besteht an der Hochschule keine Möglich­
keit, Praktika durchzuführen, so haben die Stu­
dierenden ihre Praxis bei Verwaltungs- und Ge­
richtsbehörden, in Instituten, Anst,alten oder Be­
trieben, deren Einrichtungen hiefür geeignet sind, 
abzuleisten. Die Dienststdlen des Bundes sind 
zur Mitwirkung im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
verpflichtet. 
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(8) Exkursionen tragen zur Veranschaulichung I 
und Vertiefung des Unterrichtes bei. 

(9) Zur Abhaltung von übung,en (Ahs. 4) und I 
Praktika (Abs. 7) sind insbesondere auch die ge­
mäß § 26 Abs. 4 zu Prüfungskommissären be­
stellten Personen durch Erteilung hesonderer 
Lehraufträge heranzuziehen. 

(10) Bei der Gestaltung der Studienpläne ist 
darauf zu achten, daß jedenfalls für die Pflicht­
und Wahlfächer einer Studienrichtung ühungen 
oder Proseminare und Seminare veranstaltet 
werden. Für Bewerber um einen Doktorgrad sind 
besondere Lehrveranstaltungen, wie Privatissima, 
Seminare (Abs. 1) und Spezial vorlesungen 
(Abs. 3) einzurichten. 

§ 17. S t u die n p 1 ä n e 

e) die Koordinierung der Lehrveranstaltungen 
und erforderlichenfalls die zweckmäßige 
Kombination ihrer Typen für den Unter­
richt der einzelnen Pflicht-, Wahl- und 
Freifächer. 

(3) Die Studienpläne haben die Fristen für die 
Ablegung der Kolloquien (§ 23 Abs. 3) gemäß 
§ 10 Abs. 3, die Fristen für die Einholung der 
Erlaubnis zum Besuch von Lehrveranstaltungen 
bei beschränkter Zulassung (§ 10 Abs. 4), für 
die Vidierung von Studienbüchern (§ 10 Abs. 5) 
und für die Ablegung sonstiger Kolloquien (§ 23 
Abs. 3) festzulegen. 

(4) Erfordern einzelne Studien richtungen den 
Besuch von Lehrveranstaltungen oder die Ab­
legung von Prüfungen an anderen Hochschulen 
(Fakultäten) oder an der Akademie der bildenden 
Künste' oder einer Kunstakademie, so sind die 
Studienpläne im Einvernehmen mit den jeweils 
zuständigen Behörden dieser Anstalten zu er­
lassen. 

(1) Die zuständige akademische Behörde hat 
auf Grund der besonderen Studierigesetze in Ver­
bindung mit den Bestimmungen dieseS Bundes­
gesetzes und unter Berücksichtigung der Studien- (5) Der Entwurf des Studienplanes ist dem zu­
ordnungen für jede Studienrichtung einen Stu- ständigen Hauptausschuß (Fachschaftsausschuß) 
dienplan zu erlassen. Die Erlassung des Studien- der österreichischen Hochschülerschaft zur Stel­
planes fällt in den autonomen Wirkungsbereich lungnahme innerhalb einer angemessenen Frist 
(§ 26 Abs. 2 lit. m, § 38 Abs. 1 lit. g, § 52 zu übermitteln. 
Abs. 2 lit. m Hochschul-Organisationsgesetz). Die (6) Die Studienpläne sind außer an der Amts­
Regelung über Pflicht- und Wahlfächer bedarf tafel der akademischen Behörde, die sie ,erlassen 
der Genehmigung des Bundesministeriums für hat (§ 25 Abs. io, § 30 Abs. 4, § 37, § 42 
Unterricht. Die Genehmigung ist zu erteilen, Abs. 4, § 44 Abs. 7, § 51 Hochschul-Organisa­
wenn der Studien plan den Bestimmungen der tionsgesetz), auch in besonderen Studienführern 
Abs. 2 bis 5 entspricht, weder den Bestimmungen und im Verzeichnis der Lehrveranstaltungen 
dieses Bundesgesetzes noch den Bestimmungen kundzumachen. Dieses Verzeichnis ist jedenfalls 
des in Bet~acht k?mmenden .be~onderen Studien-I einmal im ~tudienjahr herauszugeben und hat 
gesetzes wlderspncht und dIe m Betracht kom- Ort und Zelt der Abhaltung der Lehrveranstal-
mend. e Studienordnung berücksichtigt. .1 tungen zu enthalten. 

(2) Die Studienpläne haben für die Vollständig-
keit der Lehrgebiete einer Studienrichtung (§ 26 § 18. Hoc h s c h ulk urs e und Hoc h-
Abs. 2 lit. e, § 30 Abs. 2 lit. a, § 38 Abs. 1 sc h u 11 ehr g ä n g e 
lit. f, § 44 ~bs: 2 lit. a, § 52 Abs. 2 lit .. 1 Hoch- (1) Zur Erfüllung besonderer Unterrichts-
schul-OrgamsatlOnsgesetz) vorzusorgen. SIe haben. zwecke sind Hochschulkurse (§ 62 Hochschul:­
insbesondere vorzusehen: Organisationsgesetz) und Hochschul!ehrgänge 

a) die Lehrveranstaltungen, die als Pflicht- zusätzlich zu den für die ordentlichen Studien 
fächer die vorgeschriebenen Fachgebiete bestimmten Lehrveranstaltungen abzuhalten. 
oder Fächer erfassen; Hochschulkurse sind Veranstaltungen, die nach 

. . . '.. einem wechselnden Unterrichtsplan regelmäßig 
b) dIe Lehrveranstaltungen,welche dIe vorge- d 1 ··ß· d ch f·h d H eh 

sehenen Wahlfächer erfassen. 0 er unre.?e ma .Ig ur ge u rt wer en: 0 -
, schullehrgange smd Veranstaltungen, dIe nach 

c) die Lehrveranstaltungen, deren Pflege zur einem festen Unterrichtsplan und nach einem 
Förderung der Lehrziele einer Studien- festen Stundenplan durchgeführt werden. Die' 
richtung als Freifächer empfohlen wird; Studiendauer richtet sich nach der Art und dein 

d) die Praktika, die als Pflichtveranstaltungen Umfang des im Unterrichtsplan festgesetzten 
in jenen Fachgebieten zu besuchen sind, in Stoffes. 
denen für die Erreichung des Lehrzieles (2) Die zuständige akademisch,e Behörde jener 
praktisches oder handwerkliches Können Hochschule (Fakultät), in deren Wirkungsbereich 
erforderlich ist; die Dauer der Praktika die Vertretung der Fächer fällt" hat den Unter­
unter Berücksichtigung der §§ 2 und 16 richtsplan, die. Art der Lehrveranstaltungen, die 
Abs .. 7; ihre Absolvien~ng al~ .Vorpraxis, I allenfalls er~orderlichen Vo:kenntnisse, die Auf­
PraxIssemester oder Fenalpraxls; nahme sowIe Ort und Zelt de'r Veranstaltung 
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festzulegen. Der Beschluß bedarf der Genehmi­
gung des Bundesministeriums für Unterricht (§ 62 
Hochschul-Organisatio.nsgesetz). Die 'Bestimmun­
'gen des § 17 gelten siringemäß. 

(3) Allgemeine Hochschulkurse und ,allgemeine 
Ho.chschullehrgänge haben vo.rwiegend prak­
tische Kenntnisse zu vermitteln. Der A.bschluß 
eines ordentlichen Studiums oder ein gleichzeiti­
ges o.rdentliches Studium sind nicht zu fordern. 

(4) Ho.chschulkurse zur Fo.rtbildung und Ho.ch­
schullehrgänge zur Fo.rtbildung haben eine er­
gänzende Ausbildung in bestimmten Fachgebie­
ten neben oder nach einem ordentlichen Studium 
zu vermitteln. 

(5) Ho.chschulkurse für höhere Studien und 
Hochschullehllgäng,e für 'höhere Studien hahen 
über die o.rdentlichen Studien hinaus der Weiter­
bildung des, wissenschaftlichen Nachwuchses durch 
Vertiefung der Ausbildung und Vermittlung der 
jeweils neuesten Er.gebnisse bestimmter Gebiete 
der Wissenschaft zu dienen. 

(6) Mit Rücksicht auf berufstätige Teilnehmer 
sind die Lehrveranstaltungen im Rahmen von 
Ho.chschulkursen und Hochschullehrgängen nach 
Möglichkeit in den Abendstunden anzusetzen. 

(7) Eingänge aus den für Ho.schulkurse und 
Ho.chschullehrgänge vo.rgeschriebenen Ho.chschul­
taxen s~nd von der zuständigen akademischen 
Behörde für die Einrichtung und Durchführung 
der Hochschulkurse und Hochschullehrgänge 
zweckmäßig und wirtschaftlich zu verwenden; all­
fällige überschüsse sind für andere Unterrichts­
und Forschungserfordernisse zu, verwenden. 

(8) Die Teilnehmer an Ho.chschulkursen und 
Hochschullehrgängen haben, wenn sie nicht 
ordentliche Hörer sind, ,als Gasthörer oder als 
außerordentliche Hörer zu inskribieren. 

§ 19. Ein t eil u n g des S tu cl i e n j a h res 

(1) Das Studienjahr beginnt am 1. Okto.ber 
und endet am 30. September. Es besteht aus dem 
Wintersemester, dem So.mmersemester und den 
Ferien. Das Wintersemester beginnt am 1. Qk­
tober. Die Weihnachtsferien beginnen am 19. De­
zember und epden am 7. Jänner. Die Semester­
ferien und die Osterferien sind vo.n ,der o.bersten 
akademischen Behörde jeder Hochschule nach den 
örtlichen Verhältnissen so. anzusetzen, daß auf 
beide Semester zusamIp.en 30 Unterrichtswochen 
und auf jedes Semester wenigstens 14 Unter­
richtswochen entfallen. Semester- und Oster­
ferien zusammen dürfen sechs Wochen nicht 
übersteigen. Das So.mmersemester endet frühe-

, stens am 28. Juni und spätestens am 15. Juli. Die 
Hauptferien dauern bis 30. September. 

(2) Die Ferien, die Sonntage, die gesetzlichen 
Feiertage, der Samstag vor und der Dienstag 
nach Pfingsten, der Allerseelenta.g, der Tag des 
Landespatrons so.wie ein vom Rektor zu bestim-

mender Tag im Studienjahr (Rektorstag) sind 
vo.rlesungsfrei und prüfungsfrei. Der Rekto.r ist 
ferner' berechtigt, anläßlich akademischer oder 
staatlicher Feiern Lehrveranstaltungen und Prü­
fungen ausfallen zu lassen; Prüfungen, Promo.tio.­
nen und Spo.nsio.nen können im Bedarfsfalle im 
Einvernehmen mit allen betro.ffenen Angehöri­
gen des Lehrkörpers auch am Beginn und am 
Ende von Ferien abgehalten werden, doch sind 
jedenfalls zehn zusammenhängende' W o.chen 
während der Hauptferien prüfungsfrei zu be­
lassen. Exkursio.nen können auch während der 
Ferien abgehalten werden. 

(3) Die Fristen für die Immatrikulatio.n (§ 6 
Abs. 1), für die Inskriptio.n (§ 10) und für die 
Bezahlung der Hochschultaxen sind nach den 
örtlichen Verhältnissen vo.n der zuständigen aka­
demischen Behörde festzusetzen. Diese Fristen 
haben mindestens vier Wochen zu betragen. Eine 
nachträgliche Immatrikulatio.n, Inskription o.der 
Bezahlung der Hochschultaxen innerhalb vo.n 
vier Wochen nach Ende der o.rdentlichen Frist ist 
vom Rektor zu bewilligen, wenn die Fristver­
säumnis auf wichtige Gründe (§ 6 Abs. 5 lit. b 
letzter Satz) zurückzuführen ist. 

§ 20. Ein re c h nun g v 0. n Sem e s t ern 

(1) Ein Semester ist in die vo.rgeschriebene Stu­
dien dauer (§ 3 Abs. 2 lit. g und § 15 Abs. 4) 
nur einzurechnen, wenn dler Studierende die ge­
mäß § 15 Abs. 3 festgelegte Mindeststundenzahl 
von Lehrvel1anstaltungen inskribiert hat und, 
so.weit dies angeordnet worden war, die Vidie­
rung gemäß§ 10 Abs. 5 nachweist. Wenn die 
Mindeststundenanzahl deswegen nicht erreicht 
wird, weil der Studierende Lehrveranstaltungen 
aus wichtigen Gründen (§ 6 Abs. 5 lit. b letzter 
Satz), insbesondere auch wegen Platzmangels 
(§ 10 Abs. 4), nicht inskribieren o.der nicht be­
suchen ko.nnte, ist das S,emester dennoch einzu­
rechnen. Diese Bestimmungen gelten sinngemäß 
für außerhalb der Hochschule (Fakultät) zu ab­
solvierende Praktika (§ 16 Abs. 7). 

(2) Als letztes Semester eines Studien~bschnit­
tes ist· jenes zu zählen, in dem die Inskription 
aller für diesen Studienabschnitt . vorgesehenen 
Lehrveranstaltungen vollendet wurde und zu 
dessen Ende die Teilnahme an den vo.rgeschrie­
benen Lehrv,eranstaltungen sowie die vorgesehe­
nen Vorprüfungen oder wissenschaftlichen Arbei­
ten als positiv beurteilt wurden. 

(3) Ein Semester ist in den nächstfolgenden 
Studienabschnitt einzurechnen, wenn die den 
vorhergehenden Scitdienabschnitt abschließende 
Prüfung bis zu -dem durch die Studieno.rdnung 
festgesetzten Zeitpunkt abgelegt wurde. 

(4) Die an einer inländischen Ho.chschule ord­
nungsgemäß (Abs. 1 bis 3) zurückgelegten Seme­
ster eines ordentlichen Studiums sind bei der 
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Fortsetzung des Studiums derselben Studienrich­
tung an einer landeren inländismen Homsmule 
in die vorgesmriebene Studiendauer emzu­
remnen. 

(5) Die Einremnung der Semester ist eine An­
gelegenheit des autonomen Wirkungsbereimes 
(§ 26 Abs. 2 lit. m, § 38 Abs. 1 lit. g, § 52 Abs. 2 
lit. m Homsmul-Organisationsgesetz) der Hoch­
smulen (Fakultäten). 

§ 21. A n r e c h nun g von S tu die nun d 
Anerkennung von Prüfungen 

. (1) Ordentliche Studien einer anderen Studien­
rimtung, die an einer inländismen Homsmule 
abgelegt wurden, oder Studien an einer auslän­
dism.en Hochschule sind für die vorgeschriebene 
Dauer eines ordentlimen Studiums anzuredmen, 
soweit sie den ordentlimen Studien dieser Stu­
dienrimtung . auf Grund der besumten Lehrver~ 
a.nstaltungen nam Inhalt und Umfang der An­
forderungen gleichwertig sind. 

(2) Das einer Diplomprüfung oder einem Rigo­
rosum einschließlich ihrer Teilprüfungen oder 
der Einreimung einer Diplomarbeit oder Disser­
tation unmittelbar vorangehende Semester muß 
aum in den Fällen der Abs.l und 2 an der Hoch­
smule zurückgelegt werden, an der der Studie~ 
rende um die Zulassung zur Prüfung (Begut­
amtung der wissenschaftlichen Arbeit) ansucht. 
Diese Beschränkung gilt nicht für Studierende, 
die dem Betreuer ihrer wissenschaftlimen Arbeit 
(§ 25) an andere Homschulen folgen oder von 
derselben Hochs,chule zum Studium im Ausland 
beurlaubt waren (§ 8), oder für Bewerber um 
einen Doktorgr,ad, die den vorgeschriebenen 
Diplomgrad bereits erworben haben (§ 13 Abs. 2 
lit. a). I _' . 

(3) Inwieweit der Besum von H6mschullehr­
gängen für höhere Studien oder die wissenschaft­
liche Tätigkeit in Forschungsinstituten oder 
gleimartige berufli.che und außerberuflim!e Tätig­
keiten den für Doktoratsstudien anremenbaren 
Studien an Hod:J.schulen gleimwertig sind, hat 
auf Ansuchen das Bundesministerium für Unter­
rimt nam Art dJer Forschungstätigkeit des Insti­
tutes, nach dessen j,eweiligen Forschun,gsprojekten 
und nam der Art und dem Umfang der Mitwir­
kung oder Tätigkeit des Bewerbers zu entsmei­
den. Die zuständige akademische Behörde ist zu 
hören. 

(4) Die an einer inländischen Homschule abge­
legten Prüfungen sind für das weitere Studium 
derselben Studienrimtung an einer anderen in­
ländismen Hochsmule anzuerkennen. 

(5) Die an einer. inländischen Hochsmule für 
das Studium einer landeren Studi,enriChtung oder 
die an einer ausländischen Hochschule abgelegten 
Prüfungen sind von der zuständigen Prüfungs­
kommission oder der zuständLgen akademischen 

Behörde anzuerkennen, soweit sie den nach der 
anzuwendenden Studienor,dnung vorgesmrie­
benen Prüfungen gleimwertig sind. 

(6) Zwischenstaatliche Vereinbarungen werden. 
durmdie Bestimmungen der Abs. 1 bis 5 nicht 
berührt. 

(7) Die Anrechnung von Studien und die An­
erkennung von Prüfungen ist mit Ausnahme des 
Abs. 3 eine Angelegenheit des autonomen Wir­
kungsbereiches (§ 26 Abs. 2 lit. m, § 38 Abs. 1 
lit. g, § 52 Abs. 2 lit. m Hochsmul-Organis\1-
tionsgesetz) der Hochsmulen (Fakultäten). 

IV. ABSCHNITT 

Prüfungen 

§ 22. Fes t s tell u n g des S t u die n­
erfolges 

Zur Feststellung des durch die Studien erwor­
benen Wissens für die Berufsvorbildung, zum 
Nachweis der Fähigkeit zu selbständiger wissen­
smaftlicher Arbeit und zur Feststellung des Er­
folges der Teilnahme an Lehrver,anstaltungen 
sind Prüfungen (§§ 23 und 24) und die Beurtei­
lung wissensmaftlilcher Arbeiten (§ 25) vorzu­
sehen. 

§ 23. Art end e r P r ü fun gen 

(1) Nach ihrer Methode sind: folgende Prüfun­
gen zu unterscheiden: 

a) die mündliche Beantwortung der vom Prü­
fer gestellten Fragen (mündlime Prüfung); 

b) die smriftlich·e Beantwortung solcher Fra­
gen (smriftlkhe Prüfung); 

c) praktisme, künstlerisme oder experimen­
telle Arbeiten, Konstruktionen oder schrift­
liche theoretische Arbeiten (Prüfungs­
arbeiten); 

d) de~ Erfolg praktismer Tätigkeiten. 

(2) Nach dem Zweck sind folgende Prüfungen 
zu untersmeiden: 

a) Kolloquien (Abs. 4), 
h) Ergänzungsprüfungen (§ 7 Ans. 7 bis 9), 
c) Vorprüfungen (Abs. 5), 
d) Absmlußprüfungen (Abs. 6), 
e) Diplomprüfungen (Abs. 7), 
f) Rigorosen (Abs. 8). 

(3) Nach d,er Art der Durchführung (§ 24) 
sind folgende Prüfungen zu unterscheiden: 

a) Einzelprüfungen, 
b) Gesamtprüfungen; 

diese können in der Form von Teilprüfun­
gen oder als kommissionelle Prüfungen ab­
gehalten werden. 

Die bisherigen Absätze 3 bis 8 erhalten die 
Bezeichnung 4 bis 9. 

(4) Kolloquien sind freiwillige Prüfungen über 
den Stoff einer Lehrver:anstaltung. 
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(5) Vorprüfungen haben im Rahmen der 
ordentlichen Studien der Feststellung von erfor­
derlichen Vorkenntnissen für Diplomprüfungen 
oder Rigorosen zu dienen. 

(6) Abschlußprüfungen sind Prüfungen, die 
einen Hochschulkurs oder einen Hochschullehr­
gang (§ 18) abschließen. 

(7) Diplomprüfungen sind Prüfungen, die die 
Voraussetzung für den Erwerb eines Diplom­
grades bilden. Sie haben der Feststellung des für 
die wissenschaftliche Berufsvorbildung geforder­
ten Wissens und Könnens zu dienen. 

(8) &igorosen sind Prüfungen, die die Voraus­
setzung für den Erwerb eines Doktorgrades bil­
den. Sie schließen die Doktoratsstudien ab und 
weisen die wissens,ch'aftliche Befähigung des Kan­
didaten sowie die gründliche Vertrautheit mit 
dem Fachgebiet und seinen Hauptproblernen 
=ch. . 

(9) Die Studienordnungen haben vorzus,ehen, 
daß die ordentlichen Hörer (§ 6) bei Diplom~ 
prüfungen und Rigorosen aus den Pflichtfächern 
und den Wahlfä·chern geprüft werden. Es ist den 
Studierenden freizustellen, sich auch einer Prü­
fung aus den gewählten Freifächern zu unter­
ziehen. 

lassung zu anderen Prüfungsteilen ist auch von 
der positiven Beurteilung dieser Arbeiten abhän­
gig zu machen. Die Arbeiten sind je nach der 
Art der zu lösenden Aufgabe als Klausur-,. In­
stituts- oder Hausarbeiten anzufertigen. Die das 
ordentliche Studium abschließende Prüfung hat 
jedenfalls auch einen mündlichen Prüfungsteil 
aus jedem Prüfungsgegenstand zu enthalten. 

(5) Die Studienordnungen haben nach Art und 
Umfang der Prüfungsfächer zu bestimmen, in 
welchen zeitlichen Abständen Gesamtprüfungen 
zu absolvieren sind, die nicht als kommissionelle 
Prüfungen abgelegt werden. Kommissionelle Prü­
fungen sind jedenfalls innerhalb einer Woche ab­
zuschließen. Der Zeitraum zwisch,en dem schrift­
lichen und mündlichen Teil erner Prüfung hat 
mindestens zwei Woch,en und höchstens drei Mo­
nate zu betragen. 

(6) MündHche Prüfungen sind öffentlich. Der 
Zutritt kann erforderlichenfalls auf Mitglieder 
des Lehrkörpers und auf Studierende der glei­
chen Studienrichtung und eine den räumlichen 
Verhältnissen entsprechende Anzahl beschränkt 
werden. 

§ 25. W i s se n s c h a f t I ich e A r bei t e n: 
§ 24. Dur c h f ü h run g der P r ü fun gen Dip 10m a r bei t e nun d Dis s e r tat i 0-

(1) Prüfungen sind von Einzelprüfern abzu­
halten, wenn sie ein Fach betreffen (Einzelprü­
fung), sie sind von Prüfungsseriaten abzuhalten, 
wenn sie mehrere Fächer umfassen (Gesamt­
prüfung). 

(2) Kolloquien, Ergänzungsprüfungen und 
Vorprüfung,en sind Einzelprüfungen; Diplom­
prüfungen und Rigorosen sind Gesamtprüfungen 
(Abs. 3). Abschlußprüfungen von Hochs,chul­
kursen und Hochschullehrgängen sind Einzelprü­
fungen, wenn sie ein Fach, und Gesamtprüfungen, 
wenn sie mehr als ein Fach umfassen. 

(3) Gesamtprüfungen sind grundsätzlich als 
kommissionelle Prüfungen von Einzelprüfern 
oder von Einzelprüfern und dem Vorsitzenden 
des Prüfungssenats oder vom gesamten Prüfungs­
senat abzuhalten. Die besonderen Studiengesetze 
haben die Art der kommissionellen Prüfungen 
festzulegen. Sie haben weiters zu bestimmen, in 
welchen Fällen je nach dem Zusammenhang der 
Prüfungsfächer oder aus pädagogischen Gründen 
Gesamtprüfungen als Teilprüfungen von Einzel­
prüfern anstelle von kommissionellen Prüfungen 
abzuhalten sind. 

(4) Die Studienordnung,en haben unter Be­
dachtnahme auf § 3 Abs. 2 lit. j je nach Eigenart 
des Faches und der Prüfungszwecke festzulegen, 
ob die Prüfungen nur mündlich (§ 23 Abs. 1 
lit. a) oder nur schriftli,ch (§ 23 Abs. 1 lit. b) 
oder in mündlichen und schriftlichen Teilen oder 
auch in der Form von Prüfungsarbeiten (§ 23 
,Abs. 1 lit. c) abgelegt werden müssen. Die Zu-

nen 

(1) Als Voraussetzung zum Erwerb eines 
Diplomgrades ist eine Diplomarbeit zu fordern. 
Die Art der Diplomarbeit ist in den besonderen 
Studiengesetzen festzulegen. Der Kandidat hat 
durch die selbständige Bearbeitung eines Themas 
aus einem der Studienrichtung zugehörigen Fache 
den Erfolg der wissenschaftlich,en Berufsvorbil­
dung darzutun. § 24 Abs. 6 gilt sinngemäß. Dem 
Hochschulprofessor, der das Thema der Diplom­
arbeit vorgeschlagen hat, obliegt auch die Be­
treuung des Kandidaten bei der Ausarbeitung der 
Diplomarbeit sowie ihre Begutachtung. Nam 
Maßgabe der Bestimmungen des § 26 Abs. 3 und 
Abs. 9 ist auch die Wahl eines Themas zulässig, 
das. von einem emeritierten Hochschulprofessor, 
Honorarprofessor oder Hoch1>chuldozenten ge­
stellt wurde; diese Hochschullehrer können die 
Aufgabe des Betreuers und des Begutamters der 
Diploma.rbeit übernehmen. 

(2) Als Voraussetzung zum Erwerb eines Dok­
torates ist eine Dissertation zu fordern. Diese 
wissenschaftliche Arbeit hat über die an eine 
Diplomarbeit zu stellenden Anforderungen' 
hinaus darzutun, daß der Kandidat die Befähi­
gung zur selbständigen Bewältigung wissen­
schaftlicher Probleme erworben hat. Wird das 
vom Kandidaten vorgeschlagene Thema zur Be­
treuung nicht angenommen, eignet essim aber 
nach Meinung der zuständigen akademischen Be­
hörde für eine Dissertation, so ist der Kandidat 
vom Rektor (Dekan) einem: seiner Lehrbefugnis 
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nach zuständigen Hochschulprofessor, im Be- mit dem Verlust der Lehrbefugnis. Bei dem ge­
darfsfall auch einem zuständigen emeritierten mäß Ahs. 4 bestellten Prüfungskommissären . er­
Hochschulprofessor, Honorarprofessor oder lischt die Bestellung auch bei Nichtausführung 
H~chschuldozenten mit ihrer Zustimmung zu zu- des Lehrauftrages, faUs nicht wichtige Gründe 
welsen. (§ 6 Abs. 5 lit. b letzter Satz) vorliegen. Scheidet 

(3) Die Zulassung zu der das Studium abschlie- ein Mitglied der Prüfungskommission vorzeitig 
ßenden Diplomprüfung ist von der Approbation aus, so' ist erforderlichenfalls für den Rest der 
der Diplomarbeit, die Zulassung zu dem das Stu- Funktionsperiodeem neues Mitglied zu be­
dium . abschließenden Rigorosum ist von der stellen. 
Approbation der Dissertation abhängig zu Die Bestellung erlischt bei Hochschulprofes­
machen. Bei den das Studium abschließenden Prü- soren mit der Emeritierung, bei anderen Prü­
fungen hat das Fach, dem das Thema der fungskommissären mit Ende des Studienjahres, 
Diplomarbeit oder Dissertation zuzuordnen ist, in dem der Betreffende das 70. Lebensjahr voll­
eines der Prüfungsfächer zu sein. Die Disser-I endet hat. Die Bestimmungen des Bundesgesetzes 
tation ist darüber hinaus im Rahmen des Rigo- betreffend die Handhabung der Disziplinar­
rosums öffentlich zu verteidigen (defensio disser- gewalt über die Bundeslehrer an den Hoch­
tationis). schulen, BGBl. II Nr. 33411934, sowie § 2 des 

§ 26. Pr ü f er 

(1) Der Erfolg von Kolloqui,en (§ 23 Abs. 4) 
sowie der Erfolg der Teilnahme an Lehrveran­
staltungen ist vom Vortragenden oder Leiter der 
betreffenden Lehrveranstaltung zu beurteilen. 

(2) Die Prüfer für Ergänzungsprüfungen und 
Vorprüfungen sind vom Präses der zuständigen 
Prüfungskommission (Abs. 3) aus den Angehöri­
gen des Lehrkörpers auszuwählen, wenn nicht die 
Studienordnung vorsieht, daß die Ergänzungs­
prüfungen oder Vorprüfungen von· den Vortra­
genden oder Leitern der Lehrveranstaltungen 
über das betreffende Prüfungsfach abzunehmen 
sind. 

(3) Zur Abhaltung von Diplomprüfungen sind 
Prüfungskommissionen zu bilden. Der Präses 
und die erforderliche Zahl seiner Stellvertreter 
sind vom Bundesministerium für Unterricht auf 
Antrag der zuständigen akademischen Behörde 
aus den Mitgliedern des Professorenkollegiums 
zu bestellen. Die ordentlichen und außerordent­
lichen Hochschulprofessoren, die Honorarprofes­
soren und Hochs·chuldoz,enten sind für die 
Fächer ihrer Lehrbefugnis Mitglieder der Prü­
fungskommission. 

(4) Außerdem können bei Bedarf auf Antrag 
des Präses und nach Anhörung der zuständigen 
akademischen Behörde vom Bundesministerium 
für Unterricht sonstige beruflich oder außer­
beruflich besonders qualifizierte Fachleute zu 
Prüfungskommissären bestellt werden, die nach 
Möglichkeit aus dem Kreise der Lehrbeauftragten 
zu berufen sind. 

(5) Der Präses, seine Stellvertreter sowie die 
gemäß Abs. 4 bestellten Prüfungskommissäre 
üben ihr Amt während einer sechsjährigen Funk­
tionsperiode aus. Eine unmittelbare Wiederbe­
stellung des Präses und seiner Stellvertreter ist 
unzulässig. Die Bestellung erlisch.t bei Hoch­
schulprofessoren mit der Emeritierung, sonst mit 
Ende des Studienjahres, in dem der Betreffende 
das 70. Lebensjahr vollendet hat, jedenfalls aber 

Bundesgesetzes, womit Bestimmungen über die 
Pensionsbehandlung von Hochschulprofessoren 
und über deren Emeritierung getroffen werden, 
BGBl. Nr. 236/1955, gelten sinngemäß. 

(6) Für Abschlußprüfungen bei Hochschul­
kursen ist der Abs .. 2, für Abschlußprüfungen 
bei allgemeinen Hochschullehrgängen sind die 
Abs. 3, 4, 5 und 10, bei HOQ~schullehrgängen 
zur Fortbildung und Hochschullehrgängen für 
höhere Studien die Abs. 7 und 10 sinng,emäß an­
zuwenden. Werden zur Vorbereitung von Er­
gänzungsprüfungen Hochschullehrgän.ge einge­
richtet, so gelten deren Abschlußprüfungen als 
Ergänzungsprüfungen gemäß § 7 Abs. 7 bis 9. 

(7) Die Prüfungskommission für Rigorosen be­
steht aus dem Rektor (Dekan) als Vorsitzendem 
und den ordentlichen und außerordentlichen 
Hochschulprofessoren der Hochschule (Fakultät) 
als Prüfungskommissären. Im Bed,arfsfal1e sind 
auch Honorarprofessoren und Hochschuldozen­
ten der Hochschule (Fakultät), falls auch diese 
nicht ausreichen, ordentliche und außerordent­
liche Hochschulprofessoren anderer Hochschulen 
(Fakultäten) als Mitglieder der Prüfungskommis­
sion zu besteHen. 

(8) Die Prüfungsarbeiten (§ 23 Abs. 1 Lit. c, 
§ 24 Abs. 4) sind vom Vortragenden oder vom 
Leiter der jeweiligen Lehrveranstaltung zu be­
urteilen. Bilden sie einen Teil einer Diplomprü­
fung oder eines Rigorosums, so sind sie vom 
Prüfer des betr,effenden Prüfungsfaches zu be­
urteilen. 

(9) Die D.iplomarbeiten sind von einem, die 
Dissertationen von zwei Beguta·chtern innerhalb 
eines angemessenen Zeitraumes zu beurteilen. pie 
Begutachter sind vom Präses der zuständigen 
Prüfungskommission aus deren Mitgliedern aus­
zuwählen. Das Mitglied des Lehrkörpers, das den 
Verfasser einer Dissertation oder Diplomarbeit 
betreut hat (§ 5 Abs. 2 lit. g), ist jedenfalls zum 
Begu1:achter zu bestellen. Gehört der Begutachter 
der Prüfungskommission nicht schon gemäß 
Abs. 3 oder 7 an, so tritt er in sie für die Prü­
fung des von ihm betreuten Kandidaten ein. Die 
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Begutachter haben dem Prüfungssenat (Abs, 10) 
anzugehören, doch ist im Verhinderungsfall eine 
Vertretung zulässig. Können sich die Begutachter 
einer Dissertation über die Approbation nicht 
einigen, so hat der Präses neue Begutachter zu 
hestellen. 

(10) Zur Abhaltung von Diplomprüfungen 
und Rigorosen hat der Präses der Prüfungskom­
mission aus deren Mitgliedern die einzelnen Prü­
fungssenate zusammenzusetzen. Er hat ein Mit­
glied zum Vorsitzenden ,des Prüfungssenates zu 
bestellen. Für jedes Prüfungsfach ist ein Prüfer 
namhaft zu machen, der für das betr·effende Fach 
die Lehrbefugnis oder einen Lehrauftrag besitzt. 
Auch der Präses kann als Prüfer mitwirken, 
wenn das Fad! in den Rahmen seiner Lehrbefug­
nis fällt. 

§ 27. Z u las s ,u n g z u P r ü fun gen und 
Prüf u n g s 0 r d nun g 

(1) Die Zulassung zu Kolloquien und Vorprü­
fungen ist, abgesehen von dem im Abs. 3 gere­
gelten Fall, von der Inskription der Lehrver­
anstaltungen abhängig zu machen, die über das 
Prüfungsfach abgehalten wurden. Die Zulassung 
zu einer Abschlußprüfung ist vom Besuch des 
betreffenden Hochschulkurses oder Hochschul­
lehrganges (§ 18) abhängig zu machen. 

(2) Die Zulassung zu Diplomprüfungen oder 
Rigorosen ist von der Inskription der vor­
geschriebenen Semester (§§ 20, 21 Abs. 1 bis 4), 
der Lehrveranstaltungen über die Pflicht- und 
Wahlfächer, von der positiven Beurteilung. der 
Teilnahme an den vorgeschriebenen übungen, 
Proseminaren, Seminaren, Privatissima, Prak­
tika, Arbeitsgemeinschaften und Konversatorien, 
der positiven Beurteilung allenfalls geforderter 
Prüfungsarbeiten (§ 24 Ahs. 6) und der Ab­
legung der vorgesehenen Vorprüfungen sowie 
von der Approbation der Diplomarbeit bezie­
hungsweise der Dissertation abhängig zu machen. 

(3) Hat ,der Kandidat aus wichtigsten Gründen 
(§ 6 Abs. 5 lit. b letzter Satz) die In&kription ein­
zelner Lehrveranstaltungen versäumt, so hat der 
Einzelprüfer oder der Präses der zuständigen 
Prüfungskommission di.esen Mangel nachzusehen, 
wenn der Kandidat ein Kolloquium (§ 23 Abs. 3) 
über den Inhalt der versäumten Lehrveranstal­
tung besteht. ' 

(4) Prüfungen sind nach Maßgabe der Bestim­
mungen des § 19 Abs. 2, jedenfalls aber am An­
fang und am Ende jedes Semesters anzusetzen. 
Die Frist für die Anmeldung zu einer Prüfung 
hat mindestens eine Woche zu betragen. Die ein­
zdnen Prüfungstermirie und die Namen der 
Prüfer sind, von persönlichen Vereinbarungen 
abgesehen, spätestens zwei Wochen vor Abhal­
tung der betreffenden Prüfung an der Amtstafel 
des Rektorates (Dekanates) zu verlautbaren. Der 

Kandidat ist berechtigt, die Anmeldung bis spä­
testens eine Woche vor dem Prüfungstermin 
ohne Angabe von Gründen zurückzuziehen. Der 
Präses der zuständigen Prüfungskommission hat 
die Prüfungstage festzusetzen und die Kandidaten 
zu verständigen. Die Vertretung eines verhinder­
ten Prüfers durch einen anderen Prüfungskom­
missär für denselben Prüfungsgegenstand ist zu­
lässig. 

(5) Der Präses der Prüfungskommission hat sich 
an die Reihenfolge der Prüfungsanmeldungen zu 
halten. Zieht ein Kandidat seine Anmeldung zu­
rück oder erscheint er nicht zur Prüfung, so ist 
der Präses berechtigt, später gereihte Kandidaten 
mit ihrer Zustimmung einzuschieben. Die beson­
deren Studiengesetze haben zu bestimmen, wie 
viele Kandidaten einem Einzelprüfer oder einem 
Prüfungssenat für den gleichen mündlichen Prü­
fungsvorgang zuzuteilen sind. 

(6) Der Einzelprüfer oder der Vorsitzende hat 
für Ruhe und Ordnung zu sorgen und hat das 
Prüfungsprotokoll entweder selbst oder durch 
einen Beauftragten zu führen. Das Protokoll hat 
Ort und Zeit der Prüfung, die Namen der Mit­
glieder des Prüfungssellates, die Namen der Kan­
didaten und die erteilten Noten sowie allenfalls 
besondere Vorkommnisse zu enthalten. Bei kom­
missionellen Prüfungen vor Prüfungssenaten hat 
jedes Mitglied des Prüfungssenates der Prüfung 
vom Anfang bis zum Ende beizuwohnen. 

(7) Die Beratung und Abstimmung über das 
Ergebnis der kommissionellen Prüfung in den 
einzelnen Prüfungsfächern hat in nichtöffent­
licher Sitzung des· Prüfungssenates nach einer 
Aussprache zwischen den Mitgliedern zu erfolgen. 
Die Beschlüsse des Senates werden mit Stimmen­
mehrheit gefaßt, der Vorsitzende übt das Stimm­
recht wie die übrigen Mitglieder des Senates aus, 
hat aber zuletzt abzustimmen. Jedes Mitglied hat 
bei der Abstimmung über das Ergebnis in den 
einzelnen Fächern auch das Gesamtergebnis der 
Prüfung zu berücksichtigen. Bei Stimmengleich­
heit ist die für den Kandidaten günstigere Mei­
nung als beschlossen anzusehen. 

(8) Der Beschluß des Senates ist dem Kandida­
ten mündlich zu verkünden. Falls die Prüfung 
nicht bestanden wurde, sind überdies die Gründe 
kurz anzuführen. 

(9) Nähere Regelungen sind durch die Studien­
ordnungen zu treffen. 

§ 28. P r ü fun gau sie ben den S p r a­
ehen 

(1) Die Angehörigen des Lehrkörpers, zu deren 
Lehrbefugnis (Lehrauftrag) eine lebende Sprache 
gehört,. sind auf Wunsch jedes stch meldenden 
Kandidaten berechtigt, Prüfungen aus, dieser 
lebenden Sprache abzuhalten (Hochschul-Sprach­
prüfung, Universitäts-Spr,achprüfung). 
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(2) Die Prüfung aus lebenden Sprachen hat in § 30. Wiederholung .von Prüfu'ngen 

zwei Leistungsstufen zu erfolgen: (1) Nicht bestandene Einzelprüfungen, Teil-
a) In der ersten Srufe ist zu fordern: die idio- prüfungen einer Gesamtprüfung, Prüfungsarbei­

matisch richtige Aussprache, das einwand- ten oder wissenschaftliche Arbeiten dürfen nur 
freie Verständnis des gesprochenen und ge- dreimal, nicht bestandene komI\1issionelle Ge­
schriebenen Wortes, der richtige. und flie- samtprüfungen ~ur zweimal wiederholt werden. 
ßende Gebrauch der Sprache in Wort und Eine weitere Wiederholung kann in bei den Fäl­
Schrift, ein für moderne Texte ausreichen- len von der zuständigen akademischen Behörde 
der Schatz an Worten und Phrasen sowie und darüber hinaus eine letzte Wiederholung 
die theoretische Kenntnis und praktische vom Bundesministerium für Unterricht bewilligt 
Beherrschung der Grammatik; werden. Die Bewilligung darf nur auf Grund 

b) in der zweiten Stufe ist nacll Ablegung der 
Prüfung erster Srufe mit wenigstens gutem 
Erfolg zu fordern: die Kenntnis der Grund­
züge des österreichischen Rechts- und Ge­
richtswesens 'sowie diejenige des Landes 
(eines der Länder), in dem die betreffende 
Sprache Amtssprache ist,. und eine ausrei­
chende Kenntnis der Rechts- und Wirt­
schaftsterminologie in der deutschen und in 
der fremden Sprache. 

§ 29. Not en 

(1) Der Erfolg der Teilnahme an Lehrveranstal­
tungen, der Erfolg der wissenschaftlichen, der 
schriftlichen, graphischen und praktischen Arbei­
ten und aller Prüfungen ist mit den Noten "sehr 
gut", "gut", "befriedigend" und "genügend", 
kein Erfolg mit der Note "nicht genügend" zu 
beurteilen. Zwischennoten sind unzulässig; Zei­
chen und Worte, die Zwischennoten zum Aus­
druck bringen; gelten als n!cht beigesetzt. 

(2) Besteht eine Prüfung aus mehreren Prü­
fungsfächern oder umfaßt sie mehrere Teilprü­
fungen oder Teile, so gilt sie nur dann als mit 
Erfolg abgelegt, wenn jedes Prüfungsfach, jede 
Teitprüfung oder jeder Teil zumindest mit der 
Note "genügend" beurteilt wurde. Die Gesamt:­
note lautet in diesem Falle auf "bestanden", an­
derenfalls auf "nicht bestanden". Die Gesamt­
note hat "mit Auszeichnung bestanden" zu lau­
ten, wenn in keinem Prüfungsfach eine schlech­
tere Note als "gut" und in mehr als der Hälfte 
die Note "sehr gut" erteilt wurde. 

(3) Wenn der Kandidat entgegen der Verein­
barung mit dem Prüfer nicht erscheint oder trotz 
ordnungsgemäß bekanntgegebenen Termins ohne 
wichtigen Grund (§ 6 Abs. 5 lit. b letzter Satz) 
zur Prüfung oder einem Prüfungsteil (§ 24 
Abs. 4) nicht antritt, kann er frühestens zum 
nächsten allgemeinen Prüfungstermin, aber nicht 
vor Ablauf von drei Monaten zur Prüfung wie­
der antreten. Eine Prüfung gilt als nicht bestan­
den, wenn der Kandidat die Prüfung ohne wich­
tigen Grund vorzeitig abbricht. Die Entschei­
dung, ob ein wichtiger Grund vorliegt, kommt 
dem zuständigen Prüfungssenat und bei Einzel­
prüfungen dem Dekan zu. 

eines Gutachtens des Prüfungssenates. und bei 
Vorliegen wichtiger Gründe (§ 6 Abs. 5 lit. b 
letzter Satz) oder im Hinblick auf den bisher 
günstigen Studienerfolg des Bewerbers bewilligt 
werden. Die Inskription von Lehrveranstaltun­
gen, bei Einzelprüfungen ,und Teilprüfungen 
durch wenigstens ein Semester, bei kommissionel­
len Gesamtprüfungen durch wenigstens zwei Se­
mester, ist aufzutragen. 

(2) Gesamtprüfungen, die als kommissionelle 
Prüfungen (§ 24 Abs. 3) abzulegen sind, sind zur 
Gänze zu wiederholen, wenn in mehr als einem 
Prüfungsfach die Note "nicht genügend" erteilt 
wurde. Sonst beschränkt sich die Wiederhohmgs­
prüfung auf das nicht bestandene Prüfungsfach. 

(3) Die Fristen, nach deren Ablauf nicht be­
standene Prüfungen oder nichtapprobierte wis­
senschaftliche Arbeiten frühestens wiederholt be­
ziehungsweise neu eingereicht werden dürfen 
(Reprobationsfristen), betragen mindestens zwei 
Wochen und höchstens ein Jahr. Innerhalb dieser 
Grenzen werden die Reprobationsfristen nach 
Art der Prüfung und deren Fachgebiete von Ein­
zelprüfern, Begutachtern oder Prüfungssenaten 
festgesetzt. Erforderlichenfalls kann die Inskrip­
tion bestimmter Lehrveranstaltungen durch ein 
oder zwei Semester aufgetragen werden. 

(4) Ist in einem Prüfungsfach nur eine schrift­
liche Prüfung (§ 23 Abs. 1 lit. b) vorgesehen; so 
hat der Kandidat bei der letzten zulässigen Wie­
derholung (Abs. 1), falls die schriftliche Prüfung 
überhaupt durch eine mündliche ersetzbar ist, 
Anspruch auf eine mündliche Prüfung über den­
selben Prüfungsgegenstand. 

(5) Die letzte zulässige Wiederholung aller 
Prüfungen hat stets vor einem Prüfungssenat 
stattzufinden. Handelt es sich um die letzte Wie­
derholung einer Einzelprüfung, so hat der Prü­
fungssenat aus einem Vorsitzenden und zwei Prü­
fungskommissären für das zu prüfende Fach zu 
bestehen. 

(6) Besteht ein Studierender eine Prüfung auch 
bei der letzten zulässigen Wiederholung nicht 
oder wird seine wissenschaftliche Arbeit auch bei 
der letzten zulässigen Vorlage nicht approbiert, 
sO ist er von der Fortsetzung des Studiums oder 
von der Aufnahme für dasselbe Studium an einer 
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österreichischen Hochschule ausgeschlossen. Be­
ginnt er ein anderes Studium, so ist eine Anrech­
nung gemäß § 21 zulässig. 

(7) Die einmalige Wiederholung einer bestan­
denen Prüfung ist frühestens zwei Monate, spä­
testens ein Jahr nach Ablegung dieser Prüfung 
zulässig. Die bestandene Prüfung wird mit dem 
Antreten Zur Wiederholungsprüfung nichtig. 

§ 31. Erlöschen der Wirksamkeit 
von T e,i 1 p r ü fun gen 

Erfolgreich abgelegte Teilprüfungen oder Teile 
von Prüfungen sind nicht anzuerkennen und 
müssen für den Fall der Fortsetzung des Stu­
diums wiederholt werden, wenn seit der zuletzt 
abgelegten Teilprüfung oder seit dem zuletzt ab­
geschlossenen Teil der Prüfung mehr als drei 
Semester verstrichen sind. Wenn ein wichtiger 
Grund (§ 6 Abs. 5 lit. b letzter Satz), eine Be­
urlaubung oder eine Studienbehinderung (§ 8) 
vorliegt, hat der Präses der zuständigen Prüfungs­
kommission diese Frist zu verlängern. 

§ 32. U n g ü I t i g e P r ü fun gen 

Eine Prüfung, zu der die Zulassung oder deren 
Erfolg auch nur in einem Teil erschlichen wurde, 
ist für ungültig zu erklären. Handelt es sich um 
eine der im § 26 Abs. 1 und 7 erwähnten Prü­
fungen, so ist hiefür die in Betracht kommende 
akademische Behörde, sonst der Präses der Prü­
fungskommission zuständig. Nach Erwerbung 
eines akademischen Grades gilt. § 37. 

§ 33. Z e u g n iss e 

(1) Das Ergebnis jeder Prüfung sowie der Er­
folg der Teilnahme an Seminaren, Privatissima, 
Proseminaren, übungen, Arbeitsgemeinschaften, 
Praktika und Konversationen ist durch Zeugnisse 
zu beurkunden. Bei Prüfungen, die aus mehreren 
Teilen bestehen (§ 24 Abs. 4) oder die sich aus 
Teilprüfungen (§ 23 Abs. 3 lit. b) zusammen­
setzen, sind die Noten für die einzelnen Prü­
fungsfächer anzugeben; Sammelzeugnisse sind zu­
lässig, die Gesamtnote (§ 29 Abs. 2 letzter Satz) 
ist zu vermerken. 

(2) Zeugnisse über Kolloquien sowie über die 
Beurteilung der Teilnahme an Lehrveranstaltun­
gen sind vom Prüfer oder vom Leiter der Lehr-

'. veranstaltung, Zeugn"lsse über Ergänzungsprü­
fungen, Vorprüfungen, Abschluß- und Diplom­
prüfungen sowie Rigorosen vom Präses namens 
der zuständigen Prüfungskommission (§ 26 
Abs. 2 bis 6), Zeugnisse über Prüfungen aus 
lebenden Sprachen (§ 28) vom Rektor (Dekan) 
auszustellen. 

(3) Die zuständige akademische Behörde hat 
unter Bedachtnahme auf die' zweckmäßige Ver­
wendung technischer Hilfsmittel die Dienststelle 
der Hochschule (Fakultät) zu bestimmen, welche 
die Zeugnisse zu verzeichnen hat. 

V. ABSCHNITT 

Akademische Grade 

§ 34. A 11 gern ein e B e s tim m u n gen 

(1) Akademische Grade werden auf Grund 
ordentlicher Studien von den akademischen Be­
hörden im autonomen Wirkungsbereich (§ 26 
Abs. 2 lit. n, § 44 Abs. 2 lit. i und § 52 Abs. 2 
lit. n Hochschul-Organisationsgesetz) als Würdi­
gung der in den Prüfungen erwiesenen Leistungen 
verlie:hen. Eine posthume Verleihung ist zulässig. 
Der gleiche 'akademische Grad kann nur einmal 
erworben werden, auch wenn der Kandidat die 
Voraussetz~ngen für die Erwerbung mehrfach 
erfüllt hat. Dies gilt nicht für die Verleihung 
eines Ehrendoktorates (§ 63 Hochschul-Organi­
sationsgesetz). 

(2) Die Kandidaten ha\Jen vor der Verleihung 
feierlich zu versprechen, sich des verliehenen aka­
demischen Grades in Leben und Beruf würdig zu 
erweisen, ihrer Hochschule in Treue verbunden 
zu bleiben, der Wissenschaft zu dienen und ihre 
Ziele zu fördern. 

(3) Die Verleihung ist unzulässig, wenn der 
Kandidat die festgesetzten Voraussetzungen nicht 
erfüllt. Die Verleihung ist ferner unzulässig, 
wenn der Kandidat nach den Bestimmungen des 
Strafgesetzes unfähig ist, einen akademischen 
Grad zu erlangen, oder wenn über ihn die Diszi­
plinarstrafe des Ausschlusses von der Zulassung 
zu Prüfungen oder des Ausschlusses von allen 
österreichischen Hochschulen verhängt wurde. 

(4) Die Verleihung der akademischen Grade 
(§§ 35, 36) ist zu beurkunden. Die Urk~nden 
können auf Beschluß der obersten akademischen 
Behörde auch in lateinischer Sprache verfaßt wer­
den. Wird der gleiche akademische Grad an die 
Absolventen verschiedener Studienrichtungen 
verliehen, so ist die Studienrichtung in der Ur­
kunde ersichtlich zu machen. 

§ 35. Dip 10m g rad e 

{I) Die Diplomgrade haben "Magister 
oder "Lizentiat ... " oder "Diplom- ... " mit 
einem die Studienrichtung kennzeichnenden Zu­
satz zu lauten. 

(2) Die Diplomgrade werden auf Grund der 
besonderen Studiengesetze Bewerbern verliehen, 
die ihre wissenschaftliche Berufsvorbildung durch 
Zurücklegung der ordentlichen Studien (§ 13 
Abs. 1 lit. a) und Ablegung der vorgeschriebenen 
Diplom prüfungen abgeschlossen haben. 

(3) Die Verleihung erfolgt durch Sponsion in 
feierlicher Form in Anwesenheit des Rektors, an 
Hochschulen mit Fakultätsgliederung auch des 
zuständigen Dekans, durch einen ordentlichen 
Hochschulprofessor als Promotor. Die nähere 
Regelung hat die zuständige akademische Behörde 
durch Verordnung zu treffen. 
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§ 36. D 0 k tor g rad e 

(1) Die Doktorgrade haben "Doktor ... " mit 
einem die Studienrichtung kennzeichnenden Zu­
satz zu lauten. 

(2) Die Doktorgrade werden auf Grund der 
besonderen Studiengesetze "Bewerbern verliehen, 
welche die ordentlichen StUdien (§ 13 Abs. 1 
lit. bund Abs. 2, § 21 Abs. 4) zurückgelegt und 
ihre Fähigkeit zur selbständigen wissenschaft­
lichen Arbeit durch die Verfassung einer Disser­
tation und' die Ablegung der vorgeschriebenen 
Prüfungen bewiesen haben. 

(3) Die Verleihung erfolgt durch Promotion 
in feierlicher Form in Anwesenheit des Rektors, 
an Hochschulen mit Fakultätsgliederung auch des 
zuständigen Dekans, durch einen ordentlichen 
Hochschulprofessor als Promotor. Die nähere 
Regelung hat die zuständige akademische Be­
hörde durch Verordnung zu treffen. 

§ 37. Ver I u s ta k ade m i s ehe r Grade 

(1) Der akademische Grad geht verloren: 

a) mit Rechtskraft des Urteils in den vom 
Strafgesetz vorgesehenen Fällen, 

b) durch Widerruf (Abs. 2), 

c) durch Verzicht. 

(2) Die Verleihung des akademischen Grades 

§ 38. F ü h run gin I ä n dis c her a k a d e­
mischer Grade 

Personen, denen von "einer österreichischen 
Hochschule (Fakultät) ein akademischer Grad 
verliehen wurde, haben das Recht, diesen akade­
mischen Grad im privaten Verkehr, im Verkehr 
mit Behörden und auf Urkunden ihrem Namen 
in vollem Wortlaut oder in abgekürzter Form 
voranzustellen. Sie haben das Recht, die Ersicht­
lichmachung des akademischen Grades in die~er 
Form in amtlichen Ausfertigungen aUer .Art zu 
verlangen. 

§ 39. F ü h ru n gau s I ä n dis c her a k ad e­
mischer Grade 

Jedem Träger eines ausländischen akademi­
schen Grades ist es in österreich gestattet, seinem 
Namen den erworbenen akademischen Grad, und 
zwar mit dem im Verleihungsdekret enthaltenen 
Wortlaut und unter Beisetzung der ausländischen 
Hochschule, die den akademischen Grad verliehen 
hat, im Verkehr mit Behörden und im privaten 
Verkehr beizufügen. Ehrenhalber verliehene aus­
ländische akademische Grade dürfen nur mit Be­
willigung des Bundesministeriums für Unterricht 
geführt werden. Die Bewilligung ist zu erteilen, 
wenn die Verleihung unter ähnlichen Voraus­
setzungen wie in österreich (§ 63 Hochschul­
Organisationsgesetz) erfolgt ist. 

. ist zu widerrufen, wenn sich nachträglich ergibt, 
daß der akademische Grad insbesondere durch § 
gefälschte Zeugnisse erschlichen worden ist. 

40. Nos tri f i z i e run gau s I ä n d i­
scher akademischer Grade 

(3) Für den Widerruf des akademischen Gra­
des ist jene akademische Behörde zuständig, die 
den Grad verliehen hat. 

(4) Alle nach Abs. 1 und 2 ergangenen Be­
scheide sind nach Rechtskraft in einem Verzeich­
nis zu registrieren. 

(5) Bei Verlust des aka~emischen Grades ist 
die Einziehung der Verleihungsurkunde mit Be­
scheid auszusprechen.' 

(6) Die Wiederverleihung des nach den Bestim­
mungen des Strafgesetzes verlorenen akademi­
schen Grades kann durch die zuständige akade­
mische Behörde erfolgen, die den akademismen 
Grad verliehen hat, wenn 

a) der Wiederverleihung die Bestimmungen 
des Strafgesetzes nicht mehr entgegenstehen 
und 

b) durch die Wiederverleihung eine Schädigung 
des akademischen Ansehens mit Rücksicht 
auf die Art und Schwere der für den Ver­
lust maßgebenden Verfehlung, die seither 
verstrichene Zeit und die seitherige Lebens­
führung des Bewerbers nicht zu befürchten 
ist. . 

(1) Von österreichischen Staatsbürgern oder 
von anderen Personen mit einem ordentlichen 
Wohnsitz in Österreich an ausländischen Hoch­
schulen erworbene akademische Grade können 
durch eine zur Verleihung des entspreche~den 
inländischen akademischen Grades berechtigte 
akademische Behörde als gleichwertig mit einem 
in den besonderen Studiengesetzen genannten 
akademischen Grad anerkannt werden (Nostri­
fizierung). 

(2) Das Ansuchen hat den inländischen akade­
mischen Grad anzugeben, mit dem die Gleich­
stellung begehrt wird. Folgende Belege sind an­
zuschließen: 

a) die Geburtsurkunde, 
b) der Staatsbürgerschaftsnachweis, 

c) ein höchstens sechs Monate altes Leumunds­
zeugnis der zuständigen Behörde des Hei­

"mat- und des Aufenthaltsstaates, 

d) das Reifezeugnis oder die Urkunde, auf 
Grund der der Bewerber an; der ausländi­
schen Hochschule zum Studium zugelassen 
wurde, 

e) Nachweise über das ausländische Hochschul­
stu?ium, 
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f) Nachweise über die im Ausland abgelegten 
Prüfungen einschließlich einer allenfalls ver­
faßten Diplomarbeit oder Dissertation, 

g) die Urkunde über die Verleihung des aus­
ländischen akademischen Grades. 

(3) Die zuständige akademische Behörde kann 
die Nachsicht von der Vorlage einzelner Urkun­
den erteilen, wenn ihre B'eibringung unmöglich 
oder mit übergroßen Schwierigkeiten verbunden 
wäre. 

(4) Die zuständige akademische Behörde hat zu 
prüfen, ob der Bewerber den für die Erlangung 
des angestrebten inländischen akademischen Gra­
des gestellten Anforderungen, und zwar sowohl 
hinsichtlich der Vorstudien als auch hinsichtlich 
der Studien, vollkommen entsprochen hat, ob 
ihm daher auf Grund der von ihm nachgewie­
senen Studien, Prüfungen und sonstigen wissen­
schaftlichen Leistungen der akademische Grad 
auch an einer inländischen Hochschule hätte zu­
erkannt werden können. 

(5) Treffen diese Voraussetzungen nicht zu, so 
hat die zuständige akademische Behörde dem 
Bewerber die Bedingungen bekanntzugeben, von 
deren Erfüllung die Nostrifizierung abhängig ge­
macht wird. Dem Bewerber kann aufgetragen 
werden, durch ein oder mehrere Semester be­
stimmte Lehrveranstaltungen zu besuchen oder 
sich sämtlichen oder einzelnen der für die Er­
langung des angestrebten akademischen Grades 
im Inland vorgeschriebenen Prüfungen ganz oder 
teilweise zu unterziehen. 

(6) Wird unter den Voraussetzungen der Abs. 4 
und 5 die Nostrifizierung ausgesprochen, so hat 
4ie zuständige akademische Behörde festzustellen, 
welchem inländischen akademischen Grad der 
nostrifizierte ausländische akademische Grad ent­
spricht. Mit der Nostrifizierung werden die 
Rechte erworben, welche nach Maßgabe der gel­
tenden Rechtsvorschriften mit dem Besitze des 
inländischen akademischen Grades verbunden 
sind. 

(7) Die erfolgte Nostrifizierung ist von der 
zuständigen akademischen Behörde durch Be­
scheid festzustellen und kann auf dem an der 
ausländischen Hochschule erworbenen Diplom 
vermerkt werden. 

(8) Mit Inkrafttreten der Ernennung zum 
österreichischen Hochschulprofessor gelten die im 
Ausland erworbenen akademischen Grade als 
nostrifiziert. 

(9) Die Nostrifizierung ist unzulässig, wenn 
dem Bewerber ein inländischer akademischer 
Grad nicht hätte verliehen werden dürfen. Die 
Nostrifizierung ist zu widerrufen, wenn einer der 
im §37 Abs. 2 erwähnten Umstände. vorliegt. 
Die Bestimmungen des S 37 Abs. 3 bis 6 sind 
sinngemäß anzuwenden. 

(10) Zwischenstaatliche Vereinbarungen über 
die Anerkennung der im Ausland erworbenen 
akade!llischen Grade werden nicht berührt. 

VI. ABSCHNITT 

Verfahrensvorschriften 

§ 41. Anwendung des allgemeinen 
Verwaltungsverfahrensgesetz~s 

(1) Auf das Verfahren vor den akademischen 
Behörden ist gemäß Art. II Abs. 2 Et. c Z. 28 
Einführungsgesetz zu den V erwaltungsverfah­
rensgesetzen (EGVG. 1950) in der Fassung der 
EGVG.-Novelle, BGBL Nr. 92/1959, das Allge­
meine Verwaltungsverfahrensgesetz, BGBL 
Nr. 172/1950, nach Maßgabe der Bestimmungen 
des Art. 13 Abs. 1 der EGVG.-Novelle, BGBl. 
Nr. 92/1959, anzuwenden. 

(2) Die Bestimmungen des Art. II Abs. 6 lit. d 
des EGVG. 1950 in der Fassung der EGVG.­
Novelle, BGBL Nr. 92/1959, bleiben unberührt. 

§ 42. Auf s ich t s b e s c h wer den 

(1) Die Behörden des administrativen Instan­
zenzuges sind zugleich die sach1ich in Betracht 
kommenden Oberbehör,den (§ 4 Hochschul-Orga­
nisatiorisgesetz ). 

(2) Wird dem Standpunkte eines Studierenden, 
Kandidaten oder Bewerbers um die Immatrikula­
tion als ordentlicher' Hörer, um ·die Aufnahme 
als Gasthörer oder außerordentlicher Hörer nicht 
vollinhaltlich Rechnung getragen, so steht es ihm, 
abgesehen von den zulässigen Rechtsmitteln, frei, 
das Bundesministerium für Unterricht um Aus:­
übung seines Aufsichtsrechtes (§ 5 Hochschul..: 
Organisationsgesetz) zu ersuchen. 

§ 43. Ver f a h ren i n P r ü fun g san gel e­
genheiten 

(1) Die Geschäfte der Prüfungsk<;>mmission hat 
der Präses zu führen. Er hat insbesondere alle 
Verfügungep. und Entscheidungen im Namen der 
Kommission zu erlassen. 

(2) Gegen Bescheide von Einzelprüfern oder 
Prüfungskommissionen, mit denen die Zulassung 
zu einer Prüfung verweigert (§ 27), eine Prüfung 
für ungültig erklärt (§ 32), oder eine Verfügung 
gemäß § 30 Abs. 3 getroffen wird, ist die Bcru" 
fung an die oberste akademische Behörde zulässig. 
Ober Berufungen gegen solche Bescheide einer 
Prüfungskommission zur Abhaltung von Diplom­
prüfungen (§ 26 Abs. 3) entscheidet das Bundes­
ministerium für Unterricht. 

(3) Gegen aUe sonstigen Bescheide von Einzel­
prüfern oder Prüfungskommissionen sind Beru­
fungen unzulässig. 

(4) Zeugnisse (§ 33) sind nicht zu begründen. 
Eine Berufung ist unzulässig. Dem Kandidaten 
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ist auf Begehren Einsicht in die Beurteilung~­
unterlagen (Gutachten, Korrekturen) der nicht­
approbierten Prüfungsarbeit, Diplomarbeit oder 
Dissertation zu gewähren, wenn er dies innerhalb 
von sechs Monaten seit Bekanntgabe der Note 
verlangt. 

VII. ABSCHNITT 

Übergangs- und Schluß bestimmungen 

§ 44. Hoc h s eh u 1 b e r ich t 

Der Bundesminister für Unterricht hat unter 
Mitwirkung aller akademischen Behörden dem 
Nationalrat reg'elmäßig, mindestens in Abständen 
von drei Jahren, einen Bericht über die Leistun­
gen und die Prolileme des Hochschulwesens vor­
zulegen. Der Bericht hat insbesondere auf Grund 
der zu erwartenden Zahl an Studierenden den 
Bedarf der Hochschulen an Lehrkräften, an wis­
senschaftlichem und nichtwissenschaftlichem Per­
sonal, an' Bauten, Einrichtungen, Behelfen, wis­
senschaftlichem Material und anderen Hilfsmit­
teln darzustellen, die Kosten des Bedarfes zu be­
rechnen, die Probleme der Forschung und Lehre 
an den Hochschulen aufzuzeigen und Vorschläge 
zu ihrer Lösung zu unterbreiten. 

§ 45. übe r g a n g s b e s tim m u n gen 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Oktober 
1966 in Kraft. 

(2) Die Bestimmungen des Konkordates, BGBL 
11 Nr. 2/19'34, über das Studium der Katholi­
schen Theologie bleiben unberührt. 

(3) Abweichend von den Bestimmungen des § 6 
~ Abs. 2 und des § 9 Abs. 2 sind bis zum 30. Sep­

tember 19'72 auch Bewerber, die nur das 17. Le­
bensjahr vollendet haben, als ordentliche oder 
außerordentliche Hörer aufzunehmen. 

(4) An den Universitäten haben zunächst die 
Dekane (Dekanate) hinsichtlich der Studierenden 
ihrer Fakultät die im § 4 Abs. 4, § 6 Abs. 5 bis 7, 
§ 8 Abs. 1 sowie § 9 Abs. 3 und § 11 dem Rektor 
(Rektorat) zugewiesenen Aufgaben zu erfüllen. 
Die zur' Durchführung der erwähnten Bestim­
mungen dieses Bundesgesetzes erforderlichen 
organisatorischen Voraussetzungen sind ehestens 
zu schaffen. 

(5) Die Bestimmungen des § 6 Abs. 2 lit. e 
treten mit 1. Oktober 1967 in Kraft. 

(6) Die Bestimmungen des § 7 Abs. 1 und 2 
sind auf Bewerber anzuwenden, die eine Reife­
prüfung nach den auf Grund des Schulorganisa­
tionsgesetzes, BGBL Nr. 242/1%2, erlassenen 
Vorschriften abgelegt haben. Auf andere inlän­
dische Bewerber sind die im Zeitpunkt des In­
krafttretens dieses Bundesgesetzes geltenden Vor­
schriften über die Studienberechtigungen und über 
die Ablegung von Ergänzungsprüfungen weiter 

anzuwenden. Insbesondere bleiben die auf Grund 
von Reifevermerken und der Absolvierung von 
überbrückungskursen erworbenen Studienberech­
tigungen unberührt. 

(7) Auf ordentliche Hörer, die ihr Studium 
vor dem Wintersemester 1966/67 begonnen haben 
oder noch vor dem Inkrafttreten der für ihre 
Studienrichtung zu erlassenden besonderen Stu­
diengesetze, Studienordnungen und Studienpläne 
beginnen werden, sind die derzeit für die betref­
fende Studienrichtung geltenden besonderen Stu­
dienvorschriften weiter anzuwenden, jedoch tre­
ten die Bestimmungen der §§ 21 (Anrechnung 
von Studien und Prüfungen), 32 (Ungültige Prü­
fungen), 33 (Zeugnisse), 41 (Anwendung des All­
gemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes), 42 
(Aufsichtsbeschwerden) und 43 (Verfahren in 
Prüfungsangelegenheiten) dieses Bundesgesetzes 
an die Stelle der in den erwähnten besonderen 
Studienvorschriften dieselben Gegenstände regeln­
den Bestimmungen. 

(8) Die im Abs. 6 erwähnten ordentlichen 
Hörer haben das Recht, sich durch schriftliche 
Erklärung zu Beginn des auf das Inkrafttreten 
der zu erlassenden neuen Studienvorschriften fol­
genden Semesters diesen neuen Studienvorschrif­
ten zu unterwerfen. In diesem Fal1e werden zu­
rückgelegte Studien derselben Studienrichtung 
zur Gänze in die vorgeschriebene Studiendauer 
eingerechnet und alle abgelegten Prüfungen an­
erkannt. 

(9) Die Bestimmungen des § 26 sind auf die 
Zusammensetzung von Prüfungskommissionen 
mit der Maßgabe anzuwenden, daß im Zeitpunkt 
'des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bestellte 
Präsides von Prüfungskommissionen, ihre Stell­
vertreter und, die Prüfungskommissäre für die 
laufende Funktionspetiode, längstens aber bis zu 
dem nach den Bestimmungen des § 26 Abs. 5 zu 
ermittelnden Zeitpunkt als nach den Bestim­
mungen dieses Bundesgesetzes bestellt zu gelten. 
haben. 

(10) Mit Beginn des Studienjahres 1%6/67 
treten unbesch:tdet zwischenstaatlicher Verein­
barungen alle Bestimmungen, die Gegenstände 
der in Abs. 1 und 5 genannten Rechtsvorschriften 
regeln, mit den dazu ergan:genen Verordnungen 
und Dienstanweisungen außer Kraft, insbeson­
dere folgende: 

1. Verordnung des Staatsamtes für Volksauf­
klärung, für Unterricht und Erziehung' und für, 
Kultusangelegenheiten vom 3. September 1945, , 
StGBl. Nr. 168, über die allgemeine Studienord­
nung für die wissenschaftlichen Hochschulen in 
der Fassung des XIX. Hauptstückes des NS-Ge­
setzes 1947, BGBl. Nr. 25. 

2. Verordnung des Staatsamtes für Volksauf­
klärung, für Unterricht und Erziehung und für 
Kultusangelegenheiten vom 9. Juli 1945, StGBl. 
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Nr. 80, über die Einteilung des Studienjahres an 
wissenschaftlichen Hochschulen (Hochschulstu­
dienjahresordnung) in der Fassung der Verord­
nung des Bundesministeriums für Unterricht vom 
4. Dezember 1946, BGBL Nr. 71. 

3. Verordnung des mit der Leitung des Bun­
desministeriums für Unterricht betrauten Bun­
deskanzlers, des für di~ Angelegenheiten des 
Sicherheitswesens gemäß Art. 91 Abs. 4 der Ver­
fassung 1934 zuständigen Vizekanzlers und des 
Bundesministers für Handel und Verkehr über 
das Recht der Sicherheitsbehärde, aus Gründen 
der öffentlichen Ordnung gegen das Studium von 
Ausländern an österreichischen Hochschulen Ein­
spruch zu erheben (Inskriptionseinspruchsverord­
nung), BGBL Nr. 35'9/19'35. 

4. Verordnung des Ministeriums für Kultus 
und Unterricht vom 30. Juni 1850, Zl. 5432/178, 
betreffend eine Instrukt;ion über den Vorgang 
bei Anordnung der Vorlesungen und bei Abfas­
sung und Veröffentlichung der Lektionskataloge. 

5. Verordnung des Staatsamtes für Volksauf­
klärung, für Unterricht und Erziehung und für 
Kultusangelegenheiten vom 9. Juli 1945, StGBl. 
Nr. 82, über die Anrechenbarkeit ausländischer 

Hochschulstudien und im Auslande abgelegter 
Prüfungen. 

6: Verordnung des Staatsamtes für Volksauf­
klärung, für Unterricht und Erziehung und für 
Kultusangelegenheiten vom 9. Juli 1945, StGBl. 
Nr. 78, über den Erwerb, die Führung und den 
Verlust inländischer akademischer Grade in der 
Fassung des' IH. Abschnittes des XIX. Haupt­
stückes des NS-Gesetzes, BGBL Nr. 25/1947. 

7. Verordnung des Staatsamtes für Volksauf­
klärung, für Unterricht und Erziehung und für 
Kultusangelegenheiten vom 9. Juli 1945, StGBl. 
Nr. 79, über die Führung ausländischer akade­
mischer Grade. 

§ 46. S chi u ß be s tim m u n g 

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist 
das Bundesministerium für Unterricht, in den 
Angelegenheiten des § 7 Abs. 3 das Bundesmini­
sterium für Unterricht im Einvernehmen mit 
dem Bundesministerium für Land- und Forst­
wirtschaft, in Angelegenheiten des § 12 Abs. 3 
im Einvernehmen mit dem Bundeskanzleramt 
betraut. 
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